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Der Zugang zu, der Besitz von und die Nutzung natürlicher Ressourcen spielen eine
wichtige Rolle in zahlreichen Konflikten. Die Verknappung von lebenswichtigen
Ressourcen wie Land und Wasser, gewaltsame Auseinandersetzungen um die För-

derung von nicht-erneuerbaren Ressourcen wie Mineralien und Erdöl, aber auch die Folgen
des Klimawandels und die damit verbundene Veränderung natürlicher Lebensräume prägen
den Alltag in vielen Partnerländern des Deutschen Entwicklungsdienstes (DED). Oft sind je-
doch weder die zivilgesellschaftlichen noch die staatlichen Akteure auf diese Konfliktivität
vorbereitet. Das vorliegende Fachheft fokussiert gerade auf die Konfliktivität von Umwelt-
und Ressourcenfragen und zeigt die steigende Relevanz von Themen wie Klimawandel, kon-
fliktive Ressourcennutzung und Umweltschäden für die zivile Konfliktbearbeitung am kon-
kreten Beispiel Ecuador auf. 

Wie die Beiträge zeigen, stehen Umwelt- und Ressourcenkonflikte in engem Zusammenhang
mit ethnischen, sozialen, politischen und territorialen Konflikten. Häufig entstehen sie in
Ländern, in denen ungleiche Machtverhältnisse bestehen und der Staat nur bedingt seine
Kontrollfunktion wahrnimmt. Wie aber kann Gewalt vermieden werden? Welchen Beitrag
können Entwicklungszusammenarbeit und Friedensförderung zur Prävention oder Deeskala-
tion von Umwelt- und Ressourcenkonflikten leisten? Welche Instrumente können zur Bear-
beitung dieser Konflikte eingesetzt werden? Diese und andere Fragen leiten die folgenden
Erfahrungsberichte, die den Beitrag des Zivilen Friedensdienstes (ZFD) zur gewaltfreien Bear-
beitung von Umwelt- und Ressourcenkonflikten darstellen. Die vorgestellten Ansätze reichen
von der Stärkung von Dialogprozessen über die verbesserte Nutzung des Rechtssystems bis
hin zu lokalen Mediations- und Schlichtungsangeboten. 

Diese konkreten Erfahrungen mit Methoden und Mechanismen der konstruktiven Bearbei-
tung von Umwelt- und Ressourcenkonflikten sollen mit Hilfe dieses Fachheftes einem breiten
nationalen wie internationalen Fachpublikum zur Verfügung gestellt werden und eine weitere
Facette der Diskussion um Anpassungsstrategien an den Klimawandel aufzeigen. 

Dr. Jürgen Wilhelm, Dr. Lothar Rast,

Geschäftsführer des DED Landesdirektor des DED Ecuador
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Ecuador gibt immer wieder Bei-
spiele in seiner Geschichte, die
Zeugnis darüber ablegen, dass
dieses Land einen instabilen in-
stitutionellen Rahmen aufweist.
Seit seiner Gründung 1830 bis
heute hat sich der Staat durch-
schnittlich alle neuneinhalb Jah-

re eine neue Verfassung gegeben.
Im selben Zeitraum regierten 80
Präsidenten, was einen Schnitt
von fünf Präsidenten pro Deka-
de ergibt. In den letzten zehn
Jahren hat sich diese politische
Instabilität verschärft: Die Re-
gierungszeit eines Staatsober-

hauptes lag bei durchschnittlich
einem Jahr. Noch mehr Wechsel
haben einzelne Ministerien, al-
len voran Finanz- und Energie-
ministerium, zu verzeichnen. 
Gemeinsam mit dieser fragilen
Staatlichkeit, haben Korrup-
tionsvorwürfe und ein klienteli-

Das ZFD-Programm des DED Ecuador
Überblick

von Annekathrin Linck und Alejandro Christ

Bürgerkriege spielten in Ecuador nie eine Rolle, und wenn von den lateinamerikanischen Militärdik-
taturen die Rede ist, wird Ecuador so selten erwähnt, dass vielen Menschen gar nicht bekannt ist, dass
Militärjuntas das Land zwischen 1972 und 1979 regierten. Auch wenn Ecuador im Vergleich zu sei-
nen Nachbarn Kolumbien und Peru keine blutigen Phasen des Bürgerkriegs durchleben musste, so
offenbart das Land doch einige bedenkliche Konfliktpotentiale. 

Peeeace! Schulkinder auf einer
Veranstaltung der Partnerorganisation
SERPAJ zum Tag der Gewaltfreiheit.
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stisches Politikverständnis die
soziale Ungleichheit in Ecuador
in den letzten Jahren verschärft.
Politische Akteure genießen we-
nig Vertrauen seitens der Bevöl-
kerung, da sie weder Rechts-
staatlichkeit gewährleisten noch
die sozialen Interessen der Be-
völkerung durchsetzen. Staatli-
che Mechanismen zur Absiche-
rung sozialer Grundbedürfnisse
funktionieren oft nur unzurei-
chend. So kommt es zunehmend
zu Konflikten, die häufig gewalt-
sam ausgetragen werden und die
durch die Verletzung elementa-
rer Rechte, vor allem der indige-
nen Bevölkerung, geprägt sind. 

In Ecuador gibt es, wie in vielen
anderen lateinamerikanischen
Länder auch, ein hohes Potential
sozialer Gewalt. Ein defizitäres
Justizsystem und soziale Desin-
tegrationsprozesse verhindern
eine wirksame Bekämpfung die-
ser Gewalt. Die Abwesenheit
staatlicher Strukturen in einigen
Regionen und Zustände von
Rechtlosigkeit führen immer
wieder zu Fällen der Ausübung
von Lynchjustiz und dem Auf-
bau privater Justizsysteme, die
teilweise die offizielle Justiz er-
setzen und oft unkontrollierte
Rechtsverletzungen begehen.

Konfliktfelder

In Ecuador nehmen die Um-
welt- und Ressourcenkonflikte
zu, da die Interessen an der Nut-
zung der natürlichen Ressourcen
sehr unterschiedlich sind, und
die aktuelle Nutzung oft zu gro-
ßen Umweltbelastungen führt.
Neben dem Erdöl sind weitere
wichtige Naturressourcen, an
deren Ausbeutung auch auslän-
dische Konzerne beteiligt sind,
Holz und Bodenschätze wie
Gold und Kupfer. Verschärfend
auf die Konflikte wirken oft un-

zureichende Gesetzesbestim-
mungen bzw. deren unzulängli-
che Umsetzung sowie Territori-
alansprüche indigener Völker –
die ihr Selbstbestimmungsrecht
in ihren angestammten Territo-
rien verteidigen. Unklare Land-
besitzverhältnisse, die mangeln-
de Transparenz politischer Ent-
scheidungen sowie fehlende Par-
tizipationsmöglichkeiten lokaler
Bevölkerungsgruppen schaffen
zusätzliches Konfliktpotential. 

An der Nordgrenze Ecuadors ist
durch den Konflikt in Kolum-
bien die Sicherheitssituation be-
sonders prekär. Dort sind teil-
weise rechtsfreie Räume entstan-
den mit illegalem Schmuggel
und Drogenhandel. Die kolum-
bianischen Konfliktparteien tra-
gen ihre Konflikte immer wieder
auf ecuadorianischem Boden
aus, was nicht nur zu politischen
Krisen zwischen den beiden
Ländern führt, sondern auch die
Sicherheitssituation in der
Grenzregion verschlechtert und
die Flüchtlingszahlen ansteigen
lässt. 

Handlungsfelder des ZFD Ecua-
dor: Partnerorganisationen und
Projekte

Auf Grundlage einer umfassen-
den Konfliktanalyse hat der
DED Ecuador sein Engagement
im Rahmen des im Jahr 2005
angelaufenem Programms des
Zivilen Friedensdienstes sowohl
auf die Bearbeitung struktureller
Ursachen bestehender Konflikte
als auch auf die Stärkung von
Mechanismen der gewaltfreien
Konfliktbearbeitung ausgerich-
tet. Krisenprävention war von
Anfang an ein zentrales Anliegen
(mehr als Konfliktnachsorge).
Das ZFD-Programm konzen-
triert sich dabei auf zwei Hand-
lungsfelder: erstens die Regelung

von Umwelt- und Ressourcen-
konflikten sowie zweitens das
Menschenrechtsmonitoring.
Der Arbeitsschwerpunkt wird
künftig auf der ersten Kompo-
nente liegen, die in den Beiträ-
gen zu diesem Fachheft ausführ-
lich dargestellt wird.

Nachfolgend werden die einzel-
nen Partnerorganisationen sowie
die unterstützten Projekte vorge-
stellt.

Bearbeitung von Umwelt-
und Ressourcenkonflikten
mit Schwerpunkt auf Erd-
ölkonflikten

Plataforma de Acuerdos Socio-
Ambientales (PLASA)

Das ecuadorianische Netzwerk
für den Austausch und Bearbei-
tung von Umwelt- und Ressour-
cenkonflikten PLASA konstitu-
ierte sich im Jahr 2001. Dem
Netzwerk gehören zurzeit 24
Organisationen der Zivilgesell-
schaft (NRO und Universitäten)
sowie das Entwicklungspro-
gramm der Vereinten Nationen
UNDP an. Es versteht sich als
permanente Dialogplattform,
die der Analyse und Systemati-
sierung von Erfahrungen und

Teilnehmerinnen an dem von UNIFEM
ausgerichteten internationalen Treffen
"Indigene Frauen und Traditionsrecht" in
Quito.
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Informationen dient. Des Wei-
teren werden gemeinsam Kon-
zepte und Methoden zur Bear-
beitung sozio-ökologischer Kon-
flikte entwickelt. Der DED
unterstützte das Netzwerk durch
den Einsatz zweier Fachkräfte
zwischen den Jahren 2005 und
2008. Diese berieten sowohl den
Aufbau thematischer Arbeits-
gruppen zu spezifischen Kon-
fliktfeldern wie Bergbau und
Wasser als auch die Neuausrich-
tung der Kommunikationsstra-
tegie des Netzwerkes. 

Website: www.plasa-ecuador.net

Centro sobre Derecho y Sociedad
(CIDES)

Das Zentrum für Recht und Ge-
sellschaft CIDES wurde 1987 in
Quito gegründet. Eines der
Hauptanliegen der Nichtregie-
rungsorganisation ist die Verbes-
serung des ecuadorianischen
Rechtssystem und der Rechts-
staatlichkeit. Um marginalisier-
ten Gruppen wie Afroecuadoria-
nern oder Indigenen zu ihrem
Recht zu verhelfen, setzt CIDES
stark auf die Verbreitung alterna-
tiver Mechanismen zur Kon-
fliktschlichtung und auf die Aus-
bildung von Mediatoren. Von
2007 bis 2009 beriet eine Fach-
kraft des ZFD die Partnerorga-
nisation bei der Durchführung
von Fortbildungsprogrammen
mit Vertretern indigener Orga-
nisationen und staatlicher Insti-
tutionen im Amazonasgebiet.
Auf dem Lehrplan stehen The-
men wie Umwelt, Kollektivrech-
te und alternative Methoden der
Konfliktbearbeitung, vor allem
Mediation. Gleichzeitig wurde
eine Kommunikationsstrategie
für die Organisation entwickelt.

Website: www.cides.org.ec 

Fundación Futuro Latinoameri-
cano (FFLA)

Die Stiftung ‚Lateinamerikas
Zukunft’ FFLA hat es sich seit
1993 zum Ziel gesetzt, Dialog-
prozesse zu fördern, die langfri-
stig politische Veränderungen
für eine nachhaltige Entwik-
klung bewirken. Außerdem er-
möglicht die Organisation Lern-
prozesse und macht diese be-
kannt, um kollektives Wissen zu
generieren und Kapazitäten zu
stärken. Um ihre Ziele zu errei-
chen, bedient sich die Stiftung
zweier zentraler Instrumente:
Politikdialog und Konfliktma-
nagement. Diese finden ihren
Niederschlag in den FFLA-Pro-
grammen Gute Regierungsfüh-
rung und Nachhaltige Entwik-
klung und im Programm Prä-
vention und Management von
Umwelt- und Ressourcenkon-
flikten. Seit Mitte 2007 unter-
stützt eine Friedensfachkraft ein
Programm der FFLA zum Auf-
bau von Dialogstrukturen zwi-
schen indigenen Völkern und
staatlichen Stellen in Bezug auf
Themen wie Konflikte um die
Erdölförderung und das Ma-
nagement natürlicher Ressourcen in
indigenen Territorien.

Website: www.ffla.net 

Menschenrechtsmonito-
ring

Servicio Paz y Justicia (SERPAJ):
Förderung der Friedenskultur in
ecuadorianischen Schulen

Die internationale Menschen-
rechtsorganisation SERPAJ hat
ein friedenspädagogisches Kon-
zept entwickelt, mit dessen Um-
setzung der zunehmenden Ge-
waltbereitschaft auf allen gesell-
schaftlichen Ebenen ‘von der
Schulbank aus’ entgegengewirkt

werden soll. Zielgruppe sind die
Lehrerinnen und Lehrer insbe-
sondere des staatlichen Schulsy-
stems, denen erzieherische Me-
thoden vermittelt werden, die
geeignet sind, eine Kultur des
Friedens in den Schulen zu för-
dern. 

Damit das pädagogische Kon-
zept auch in der Praxis Anwen-
dung finden kann, wurden mit
Unterstützung einer DED-Frie-
densfachkraft diverse didakti-
sche Materialien erarbeitet, wie
ein virtueller friedenspädagogi-
scher Werkzeugkoffer (CD-
ROM), ein Leitfaden für die
partizipative Erstellung von
schulischen códigos de conviven-
cia (Vereinbarungen zur besse-
ren Zusammenarbeit zwischen
Eltern, Schülern und Lehrern)
und ein Brettspiel, bei dem der
gesamte Klassenverband mit-
spielen kann. 

Der DED unterstützte SERPAJ
von 2005 bis 2008 neben der
Friedensfachkraft auch mit einer
Entwicklungsstipendiatin beim
Aufbau eines Netzwerkes von
Friedenserziehern. Gegenwärtig
unterstützt eine einheimische
DED-Fachkraft das Projekt bei
der Ausbildung von Multiplika-
toren, die das friedenspädagogi-
sche Konzept und die didakti-
schen Materialien insbesondere
in der Grenzregion zu Kolum-
bien weiterverbreiten sollen. Das
Projekt der Friedenskultur in
Schulen ist durch seine innovati-
ven Methoden sehr erfolgreich
und wird einen wichtigen Bei-
trag bei der Reform des Bil-
dungssystems in Ecuador leisten
können. Die zeigt sich an dem
Interesse des Bildungsministeri-
ums, vor allem das Instrument
códigos de convivencia an allen
Schulen einzuführen und umzu-
setzen.
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Eine weitere DED-Friedens-
fachkraft berät SERPAJ seit Ja-
nuar 2009 im Bereich Konflikt-
sensibilität. Unter anderem erar-
beitet diese ein Serviceangebot,
um den Aspekt Konfliktsensibi-
lität besser in die Arbeit der Pro-
jekte der Entwicklungszusam-
menarbeit zu integrieren.

Website: www.serpaj.org.ec

United Nations Development
Fund for Women (UNIFEM):
Verbesserung der Rechtssicherheit
indigener Frauen in der indigenen
und staatlichen Justiz

Aufgrund gewachsener Un-
gleichheiten sind Frauen in fast
allen gesellschaftlichen Berei-
chen Ecuadors besonders be-
nachteiligt. Vor allem die armen
und indigenen Frauen in länd-
lichen Gebieten sind von Ar-
mut, ungleicher Einkommens-
verteilung, sexueller Diskrimi-
nierung, Rassismus und direkten
Gewalttaten betroffen. Die Ge-
walt gegen Frauen ist alltäglich
und fest verwurzelt, so dass sie
bislang weder von der Gesell-
schaft noch von staatlichen Stel-
len als Verstoß gegen die Men-
schenrechte wahrgenommen
und als solche geahndet wird.
Ziel des Engagements des Zivi-
len Friedensdienstes in UNI-
FEM ist es, ein Bewusstsein für
die Gewalt gegen Frauen und
Möglichkeiten der gewaltlosen
Konfliktbearbeitung besonders
in der andinen Bevölkerung zu
schaffen. Darüber hinaus wird
die Verbesserung der Gesetzge-
bung zum Schutz des Rechts der
Frauen auf ein gewaltfreies Le-
ben sowie insbesondere die Ver-
besserung der lokalen Rechtssi-
cherheit indigener Frauen unter
Berücksichtigung sowohl des
westlichen als auch des indige-
nen Traditionsrechts angestrebt.

Eine DED-Friedenfachkraft
unterstützte von 2006 bis 2009
das UNIFEM-Büro in Quito,
das für sämtliche Länder der An-
denregion – Venezuela, Kolum-
bien, Ecuador, Bolivien und
Peru – zuständig ist. Sie war ver-
antwortlich für kohärente Pla-
nung und Durchführung der
Projekte in den Ländern sowie
deren Monitoring und die Ent-
wicklung neuer Projektentwür-
fe. Gemeinsam mit der Part-
nerorganisation unterstützte sie
Aktivitäten von Regierungen
und Organisationen der Zivilge-
sellschaft zur Bekämpfung von
Gewalt gegen Frauen auf natio-
naler und regionaler Ebene. 

Website: www.unifemandina.org

Frente Ecuatoriano de los Dere-
chos Humanos (FEDHU):
Fortbildung und Wahrheitskom-
mission 

Der Dachverband lokaler Men-
schenrechtskommissionen FED-
HU macht vor allem durch Si-
cherheitskräfte auf lokaler Ebene
begangene Menschenrechtsver-
letzungen publik, und bietet
Fortbildungen in Menschen-
rechtserziehung an, in erster Li-
nie für Jugendliche. Eine Frie-
densfachkraft unterstützte 2008
über mehrere Monate den
Dachverband durch Fortbil-
dungsveranstaltungen vor allem
zu alternativer Konfliktbearbei-
tung. 

Weiterhin wurde auch die von
FEDHU unterstützte, neuge-
gründete Wahrheitskommission
beraten, welche Menschen-
rechtsverletzungen durch ecua-
dorianische Sicherheitskräfte in
den letzten 30 Jahren unter-
sucht. 

Website: www.fedhu.org

Annekathrin Linck ist Diplom-
Soziologin und koordinierte von
2005 bis 2009 das ZFD-Programm
des DED Ecuador.
Alejandro Christ ist Sozialpäda-
goge und Diplom-Entwicklungs-
politologe und war von 2000 bis
2009 für den DED in Ecuador
tätig. Ab 2005 arbeitete er im
ZFD-Programm, erst als Fach-
kraft in der Partnerorganisation
SERPAJ, dann als Programmbe-
rater für Wissensmanagement.
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Ortsbegehung im Rahmen der
Untersuchungen der Wahrheits-
kommission. In dieser geheimen Zelle
wurde Mireya Cárdenas (links im Bild),
Angehörige der Gruppe Alfaro Vive Carajo,
unter der Regierung Fébres Cordero
festgehalten und gefoltert.
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Im November 2006 mussten die
Explorationsarbeiten der Berg-
baufirma Ascendant Copper in
der Region Intag im Norden
Ecuadors unterbrochen werden,
nachdem es zu gewaltsamen Zu-
sammenstössen zwischen der lo-
kalen Bevölkerung und den pri-
vaten Sicherheitskräften der Fir-

ma gekommen war. Daraufhin
wurden 53 Personen vorläufig
festgenommen. 

Im gleichen Zeitraum eskalierte
die Situation auch im Süden des
Landes, in der Provinz Zamora
Chinchipe. Die Bewohner ver-
schiedener indigener Gemein-

den hatten wiederholt die Zu-
fahrtswege zu den Lagerstätten
des Bergbauunternehmens Ecu-
acorriente blockiert, woraufhin
die Sicherheitskräfte der Firma
und das Militär einschritten. Die
Zusammenstösse endeten mit
14 Verletzten und 19 vorläufig
Festgenommenen, unter ihnen

Der nationale Bergbaudialog in Ecuador: 
Ein neuer Weg der Konflikttransformation in der Andenregion?
Bergbaukonflikte

von Annekathrin Linck

Bergbaukonflikte in verschiedenen Regionen Ecuadors machten Ende 2006 wochenlang Schlagzei-
len. Diese Situation hatte Auswirkungen auf die politische Agenda der gerade neu gewählten Regie-
rung.

In der El Cóndor-Kordillere sind das Shuar-
Volk und einzigartige Tier- und
Pflanzenarten beheimatet. Gleichzeitig
werden auch erhebliche Kupfer- und
Goldvorkommen dort vermutet.
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der indigene Parlamentsabge-
ordnete und heutige Präfekt von
Zamora Chinchipe, Salvador
Quishpe. 

Der Bergbau boomt ohne
Kontrolle

Dies sind nur zwei Beispiele für
eine Problematik, die in sieben
Provinzen Ecuadors, vor allem
im Süden des Landes, in den
letzten Jahren zunehmend für
Konflikte gesorgt hat. Auslöser
waren in der Regel die Aktivitä-
ten internationaler Bergbaufir-
men. Diese konzentrieren sich
auf den Abbau von Edelmetallen
im großen Maßstab, der sich in
Ecuador derzeit noch in der Ex-
plorationsphase befindet. Für 20
Prozent des Staatsgebiets wur-
den bereits Lizenzen zur Förde-
rung von Kupfer, Gold und Sil-
ber vergeben. Die ausgewiesenen
Gebiete liegen vor allem in Na-
turschutzgebieten, indigenen
Territorien und archäologischen
Zonen. 

Zu den Konflikten kam es, weil
Teile der Bevölkerung negative
Auswirkungen der Bergbauakti-
vitäten auf die Umwelt, die loka-
len Ökonomien und die sozialen
Strukturen befürchteten.
Gleichzeitig informierten die
Bergbaufirmen nicht über ihr
geplantes Vorgehen. So war die
Bevölkerung gemeinhin gespal-
ten, da sich ein Teil von den Vor-
haben Arbeitsplätze versprach
und damit auf Seiten der Unter-
nehmen standen.

Lateinamerika ist für Rohstoff-
investitionsprojekte in den letz-
ten Jahren immer attraktiver ge-
worden. Zwischen dem Jahr
2000 und 2005 stiegen die Di-
rektinvestitionen im Bergbau-
sektor um 76 Prozent. In Ecua-
dor hatte der Bergbau in den

letzten Jahren nur einen Anteil
von 0,3 Prozent am Bruttosozi-
alprodukt, der industrielle Berg-
bau existiert praktisch nicht. Da
Vorkommen im Wert von 220
Milliarden US-Dollar vermutet
werden, befinden sich allerdings
zehn internationale Bergbaufir-
men mit Ausbauplänen im Land.

Das gültige ecuadorianische
Bergbaugesetz beinhaltete unter
anderem die Vergabe von För-
derlizenzen ohne die Zahlung
von Lizenzgebühren. Umwelt-
studien und die vorherige Befra-
gung der Bevölkerung waren
zwar gesetzlich vorgeschrieben,
wurden aber so gut wie nicht
kontrolliert. Bis 2007 wurden
infolge dessen 4.200 Förderli-
zenzen vergeben.

Der ZFD als Partner des
Nationalen Bergbaudia-
logs

Nach dem Regierungswechsel
Anfang 2007 setzte die neue Re-
gierung unter Präsident Rafael
Correa auf eine Deeskalations-
strategie, indem sie einen natio-
nalen Bergbaudialog initiierte.
Dies stand auch im Zusammen-
hang mit der propagierten neu-
en Entwicklungsplanung unter
stärkerer Berücksichtigung von
Umweltschutzkriterien.

Die Regierung Correa sah in
dem bestehenden Bergbaugesetz
einen zentralen Auslöser der
Konflikte. So waren die Ände-
rung des Gesetzes und die Neu-
definition der staatlichen Berg-
baupolitik wichtige Ziele des na-
tionalen Bergbaudialogs. Außer-
dem wollte man über die Lizen-
zen und Aktivitäten der Berg-
baufirmen informieren und die
betroffene Bevölkerung an wich-
tigen Entscheidungen der Regie-
rung beteiligen. An dem Dialog-

prozess sollten alle Akteure teil-
haben: sowohl die lokale Bevöl-
kerung als auch die Bergbau-
kammer und staatliche Institu-
tionen auf nationaler wie lokaler
Ebene. 

Das Bergbau- und Energiemini-
sterium lud PLASA (siehe Über-
blick), eine Partnerorganisation
des ZFD, sowie den Zivilen
Friedensdienst in Ecuador unter
Federführung der Koordinatorin
des Programms zur Erarbeitung
eines Konzeptes für diesen Dia-
log ein. In Abstimmung mit
dem Ministerium, wurde ein
mehrstufiges Modell entwickelt
(siehe Infokasten).

Übereilter Beginn und ab-
ruptes Ende des Bergbau-
dialogs

Das Energieministerium initiier-
te den Prozess dann beginnend
mit dem zweiten Schritt. Es fan-
den so dreizehn Treffen mit den
lokalen Konfliktparteien (Lokal-
bevölkerung, Vertreter des
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1. Schritt: Annäherung an die Akteure
Durchführung erster Gespräche mit lokalen Akteuren
und Interessengruppen, um Vertrauen zu schaffen und sie
auf Grundlage von Informationen für einen Dialog zu ge-
winnen

2. Schritt: Dialog auf lokaler Ebene
Initiierung des Dialogprozesses mit den Beteiligten in den
Konfliktorten, zur weiteren Vertrauensbildung und zur
Identifizierung wichtiger Themen für den Dialogprozess 

3. Schritt: Dialog auf regionaler Ebene
Regionale Dialogforen mit lokalen Akteuren und Interes-
sengruppen auf Grundlage der Themenvorschläge aus
den lokalen Dialogen; Vorschläge für eine neue Bergbau-
politik

4. Schritt: Dialog auf nationaler Ebene 
Zusammenführung der Vorschläge aus den regionalen
Dialogforen und abschließende Bewertung

Das Konzept des Dialogprozesses
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Kleinbergbaus, Bergbaukam-
mer, Stadtverwaltungen etc.)
statt, bei denen der Staatssekre-
tär für Bergbau mit Vertretern
anderer Ministerien als Dialog-
partner auftrat. Der Vorschlag
von PLASA, eine Gesamtlaufzeit
von neun Monaten für den Dia-
logprozess zu planen, ließ sich auf
Grund des politischen Drucks,
die Konflikte schnellstmöglich zu
lösen, nicht umsetzen. Dies führ-
te dazu, dass die repräsentative
Beteiligung aller Akteure nicht
immer gewährleistet war. Auch
die von PLASA vorgeschlagene
Kommunikationsstrategie konn-
te nicht in der ursprünglich ange-
dachten Form erarbeitet und
umgesetzt werden. 

Bei PLASA war die Zusammen-
arbeit mit dem Ministerium
nicht unumstritten, da man be-
fürchtete, hierdurch seine Un-
parteilichkeit zu verlieren. Doch
letztendlich wog das Interesse an
der Unterstützung des Dialog-
prozesses mehr als die Bedenken.
Es war schließlich das erste Mal,
dass ein Ministerium einen sol-
chen Prozess durchführte. Man
entschied sich jedoch für eine
zurückhaltende Begleitung, be-
grenzt auf technische Beratung.
Diese währte dann allerdings
nur kurz: Aufgrund interner
Meinungsverschiedenheiten in
der Regierung endete der natio-
nale Bergbaudialog nach vier
Monaten abrupt mit dem
Rücktritt des damaligen Ener-
gieministers Alberto Acosta.

Der Bergbaudialog und
seine Folgen: Bergbau-
mandat und neue Verfas-
sung

Nach Abbruch des Bergbaudia-
logs richteten sich hohe Erwar-
tungen an die von der Regierung
einberufene Verfassungsgebende

Versammlung, zu deren Präsi-
denten der ehemalige Energie-
und Bergbauminister Alberto
Acosta gewählt wurde. Im April
2008 verabschiedete diese ein
sogenanntes Bergbaumandat,
mittels dessen unter anderem
über 4.000 Bergbaulizenzen vor-
läufig aufgehoben wurden. Sie
sollten erst dann definitiv verge-
ben werden, wenn die Lizenzin-
haber nachgewiesen haben, dass
sie die gesetzlichen Auflagen,
wie z.B. Umweltverträglichkeits-
prüfungen, erfüllen. Außerdem
wurde jegliche industrielle Berg-
bauaktivität solange verboten,
bis ein neues Bergbaugesetz ver-
abschiedet ist. 

Die vorherige Konsultation lo-
kaler (oft indigener) Gemeinden
zu geplanten Bergbauvorhaben
wurde letztendlich in die neue
Verfassung aufgenommen, aller-
dings nicht deren notwendige
Zustimmung. Auch das Verbot
der Ressourcenausbeutung in
Schutzgebieten wurde verfas-
sungsrechtlich festgeschrieben,
es kann aber aufgehoben wer-
den, wenn Präsident und Parla-
ment das nationale Interesse be-
droht sehen. 

Die neue Verfassung wurde per
Volksentscheid Ende September
2008 in Kraft gesetzt. Das neue
Bergbaugesetz ist noch nicht
verabschiedet, wird aber jetzt
schon von indigenen Organisa-
tionen und Umweltaktivisten
abgelehnt, da kein Dialog mit al-
len Akteuren, sondern vor allem
mit den Firmen und der Berg-
baukammer stattgefunden hat.
Der aktive Widerstand hat sich
erneut formiert, und bei neuer-
lichen Strassenblockaden kam es
wieder zu gewalttätigen Aus-
schreitungen.

Lessons Learnt und Per-
spektiven

Für den Zivilen Friedensdienst
und seine Partnerorganisation
PLASA war die Unterstützung
des Bergbaudialogs eine wichtige
und einzigartige Erfahrung, da
keine andere Regierung in der
Region bisher einen derartigen
Prozess initiiert hat. In der Ge-
samtbewertung des – obwohl
kurzen – Prozesses gibt es einige
wichtige Aspekte zu erwähnen,
welche neue Elemente einer gu-
ten Regierungsführung darstell-
ten.
So wurden erstmalig Informatio-
nen zur Vergabe und zum Besitz
von Bergbaulizenzen offen ge-
legt. Ebenso stellten sich Vertre-
ter verschiedener Ministerien
zum ersten Mal der öffentlichen
Debatte mit Vertretern lokaler
Regierungen und der Zivilgesell-
schaft in Regionen mit Bergbau-
konflikten.

Der Dialog wurde zu einem In-
strument staatlicher Politik, das
inzwischen auch andere Ministe-
rien aufgegriffen haben. Dialog-
veranstaltungen mit der Zivilge-
sellschaft sind zunehmend
selbstverständlicher geworden,
wobei staatliche Instanzen, sei es
die Regierung oder das Parla-
ment, die Initiatoren des Dialogs
sind.

Die Initiatoren- und Moderato-
renrolle des Staates beim natio-
nalen Bergbaudialog wurde
allerdings von verschiedenen
Seiten hinterfragt. Schließlich
war und ist die Regierung auch
ein Konfliktakteur. Gleichzeitig
gab es aber keine andere Instanz,
die einen derartigen Dialogpro-
zess auf den Weg bringen hätte
können. Und vor allem in Staa-
ten wie Ecuador, mit fragilen In-
stitutionen, hoher Korruptions-



rate und klientelistischen Poli-
tikformen stellen solche Veran-
staltungen ein wichtiges partizi-
patives Politikforum dar. Eine
Politikgestaltung von unten
kann der traditionell ablehnen-
den Haltung der Bürger gegenü-
ber den Institutionen des Staates
entgegenwirken und ein neues
Politikinteresse wecken.

Für eine erfolgreiche Beendi-
gung des Dialogprozesses fehlten
zwei wichtige Voraussetzungen:
Zum einen gelang es der Regie-
rung nicht, intern einen Kon-
sens zur Bergbaupolitik zu erzie-
len, was dann neben dem Mini-
sterwechsel auch einen Strategie-
wechsel zur Folge hatte, nämlich
die Einstellung des begonnenen
Dialogprozesses. Zum anderen
erfolgte keine eindeutige politi-
sche Priorisierung dieser Form
der Bürgerbeteiligung mit all ih-
ren Konsequenzen wie einem
langfristigen Zeithorizont und
der Schaffung neuer Bürgerbe-
teiligungsmechanismen. Statt-
dessen beugte sich die Regierung
dem tagespolitischen Druck,
möglichst schnell Ergebnisse zu
erzielen.

Lokaler Widerstand in den
Andenländern

Die negativen Umweltauswir-
kungen des Bergbaus und die
damit verbundene Zerstörung
der bäuerlichen Subsistenzwirt-
schaft haben zur Entstehung so-
zialer (Widerstands)Bewegun-
gen beigetragen. In Peru und
Bolivien sind diese eher schwach
entwickelt, da sie erst nach der
Aufnahme der Bergbauprojekte
entstanden. In Ecuador organi-
sierten sie sich indessen bereits
in deren Explorationsphase. Ein-
heitliche Zielsetzungen und eine
gute Bündnispolitik erleichter-
ten die Formierung der ecuado-

rianischen Widerstandsbewe-
gung gegen den Bergbau, auch
wenn es in der lokalen Bevölke-
rung auch Befürworter des Berg-
baus gab. Im Gegensatz dazu
kommt es innerhalb der Bevöl-
kerung und der Bewegungen in
Peru und Bolivien immer wieder
zum Dissens um das grundsätzli-
che Pro und Contra von Berg-
bauvorhaben.

Der industrielle Bergbau birgt in
allen Andenländern ein großes
Konfliktpotential, die Situatio-
nen und Entwicklungen in den
einzelnen Ländern unterschei-
den sich jedoch. Für die Kon-
fliktbearbeitung und -transfor-
mation bedarf es daher sowohl
unterschiedlicher Strategien als
auch eines Informations- und
Erfahrungsaustausches, d.h. der
Vernetzung. Für letzteres bietet
das vom Zivilen Friedensdienst
Ecuador mitorganisierte alljähr-
liche Regionalforum (s. hierzu
Artikel von Volker Frank und
Alejandro Christ) einen guten
Rahmen.

Resümee

Zusammenfassend lässt sich sa-
gen, dass der nationale Bergbau-
dialog in Ecuador, trotz seines
vorzeitigen Endes, nicht wir-
kungslos war. Die dort zur Spra-
che gekommenen Themen und
Fragen – wie Konsultationspro-
zesse, lokale Entwicklungsmo-
delle und Umweltauswirkungen
extraktiver Aktivitäten – finden
sich, wenn auch mit politischen
Zugeständnissen, in der neuen
Verfassung des Landes wieder.
Mechanismen der Bürgerbeteili-
gung bei politischen Entschei-
dungen haben insgesamt einen
höheren Stellenwert bekommen,
auch verfassungsrechtlich. Aller-
dings fehlt es noch an gelebter
Praxis. In diesem Sinne war der

nationale Bergbaudialog eine
wichtige Erfahrung mit einem
für Ecuador neuem partizipati-
ven Governance-Modell. 

Annekathrin Linck ist Diplom-
Soziologin und koordinierte von
2005 bis 2009 das ZFD-Programm
des DED Ecuador.
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Der Staatssekretär für Bergbau, Jorge
Jurado (Mitte links), auf einem der
Dialogforen im Rahmen des
Bergbaudialogs.

In der Andengemeinde Intag ging das
Sicherheitspersonal einer Bergbaugesell-
schaft gewaltsam gegen Protestierende
vor.
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Als im Mai 2007 die Schauspie-
lerin Trudie Styler, Ehefrau des
britischen Sängers Sting, den öl-
verschmutzten Erdboden be-
trachtete, hielten zahlreiche Ka-
meras diesen Moment fest. Das
Bild ist eine stumme Anklage
der Umweltschäden, die durch
die Erdölförderung des US-Kon-
zerns Texaco im ecuadoriani-
schen Amazonasgebiet entstan-
den sind. Zwar hat das Unter-

nehmen Ecuador 1990 verlas-
sen, doch die Auswirkungen sei-
ner Aktivitäten auf die Umwelt
sind bis heute sichtbar. 

Die Erdölproblematik im
ecuadorianischen Amazo-
nasgebiet

Über 95 Prozent des ecuadoria-
nischen Erdöls stammt aus dem
Amazonastiefland. Im Jahr 1967

errichte Texaco dort den ersten
Förderturm, in der Provinz Su-
cumbíos, nahe der Grenze zu
Kolumbien. Inzwischen ist der
Grossteil des Amazonasgebiets,
das fast die Hälfte des Staatsge-
bietes von Ecuador ausmacht, in
Erdölfelder aufgeteilt. Sechzehn
Unternehmen sind im Besitz
von staatlichen Konzessionen
zur deren Ausbeutung, unter ih-
nen das staatseigene Unterneh-

Indigene Einheit in der Vielfalt im Amazonas-Regenwald
Konflikte in indigenen Territorien

von Volker Frank

Die Vielfalt der indigenen Völker im ecuadorianischen Amazonastiefland spiegelt sich auch in deren
uneinheitlichen Positionen zur Erdölförderung auf ihren Territorien wider. Wie konnte anbetrachts
dieser Tatsache erreicht werden, dass ein gemeinsamer Vorschlag für die Verfassungsgebende Ver-
sammlung erarbeitet und vorgebracht wurde?

Angehörige des Huaorani-Volkes auf einer
Protestveranstaltung in Quito gegen die
Erdölförderung auf ihrem traditionellen
Territorium.
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men Petroecuador. Bislang wird
nur im Norden des Amazonas-
gebiets Erdöl gefördert. Im Zen-
trum liegen die Erdölfelder, die
sich in der Explorationsphase
befinden; im Süden steht die
Konzessionsvergabe durch die
ecuadorianische Regierung 
noch an.

Und diese ist daran interessiert,
die Erdölförderung voran zu
treiben. Schließlich ist Ecuador
von den Deviseneinnahmen aus
diesem Sektor abhängig: Rund
ein Drittel des Staatshaushaltes
wird aus dem Geschäft mit dem
schwarzen Gold finanziert. Auch
das Gesundheits- und Erzie-
hungssystem würde ohne diese
Einnahmen zusammenbrechen.
Und die sozialen Fortschritte,
welche die Regierung unter Ra-
fael Correa im Jahr 2007 ver-
sprochen hat, können nur
schwer ohne die Steigerung der
Deviseneinnahmen erreicht wer-
den.

Die Erdölförderung verursacht
aber eine Reihe von negativen
Umweltauswirkungen. Das An-
legen von Auffangbecken für er-
dölverschmutztes Wasser ist eine
davon. Ein weiteres Problem ist
der Transport des Rohstoffs.
Eine Beschädigung der Ölpipeli-
nes im Jahr 2006 führte zu ei-
nem der bislang schwerwiegend-
sten Unfälle im Naturreservat
Cuyabeno. Nach offiziellen Zah-
len verschmutzten 500 Barrel
Rohöl etwa 35.000 Hektar un-
berührten Regenwalds. Die da-
nach angestrengten Untersu-
chungen ergaben, dass zwischen
2001 und 2003 fast 500 solcher
Unfälle geschehen waren. 

Ein weiteres Problem ist der
Straßenbau, der mit der Erdöl-
produktion einhergeht. Schät-
zungen zufolge hat allein das

Konsortium Texaco-Gulf ein
Straßennetz von 500 km im Ur-
wald angelegt. Der Bau von
Strassen führt zu erhöhter Ein-
wanderung in bislang nur von
indigenen Völkern bewohnte
Gebiete, zu einer verstärkten Ab-
holzung der Wälder und einem
Vordringen der Landwirtschaft.
Rund eine Million Hektar Tro-
penwald wurde seit 1972 von
Siedlern in Besitz genommen.

Die indigenen Gemeinschaften
des Amazonastieflandes tragen
die Hauptlast dieser Folgen der
Ölausbeutung: Neunzig Prozent
der Konzessionen beziehen sich
auf ihre traditionellen Territo-
rien. In der Regel bringt das Er-
scheinen von Erdölunterneh-
men für sie einen Bruch mit ih-
ren traditionellen Lebens- und
Wirtschaftsweisen mit sich.
Außerdem vergiften die Förder-
abfälle und -abwasser Bäche und
Flüsse, die ihnen als Trink- und
Kochwasser sowie zum Waschen
dienen. Die millionenschweren
Gewinne aus dem Ölgeschäft
brachten den Einwohnern des
Oriente letztendlich keine spür-
bare und anhaltende Anhebung
ihres Lebensstandards.

Unübersichtliche Umwelt-
konflikte

Die Konflikte um die Erdölför-
derung im ecuadorianischen
Amazonasgebiet sind komplex.
Die Interessen einer Vielzahl von
Akteuren stoßen dort aufeinan-
der. Indianische Ureinwohner,
mestizische Siedler, Umweltor-
ganisationen, nationale und
internationale Aktionsgruppen,
staatliche Akteure, transnationa-
le Unternehmen sowie multi-
und bilaterale Entwicklungsor-
ganisationen und nationale
Nichtregierungsorganisationen
(NRO) tragen zu einer unüber-

sichtlichen Interessenlage bei. 
Zudem unterscheiden sich die
indigenen Völker im Regenwald
Ecuadors teilweise erheblich
voneinander, nicht nur sprach-
lich und kulturell. Auch ihre Ge-
schichte, ihre Lebensbedingun-
gen und ihre Einbindung in die
moderne Gesellschaft sind ver-
schieden. In einigen Landestei-
len gibt es Auseinandersetzun-
gen unter den indigenen Orga-
nisationen um die Kontrolle
über ihre Territorien. 

Letztlich sind auch die Stand-
punkte der indianischen Bevöl-
kerung zur Erdölindustrie un-
einheitlich. Einige Völker, wie
die Cofan oder Secoya, sehen in
der Ansiedlung der Erdölindus-
trie Möglichkeiten für Einkom-
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Stummes Zeugnis des Raubbaus an der
Natur: ein stillgelegtes Ölauffangbecken im
ehemaligen Texaco-Fördergebiet.

Ecuador besteht aus drei großen Naturräumen: dem Küsten-
streifen (Costa), dem Andenhochland (Sierra) und dem
Amazonasgebiet im Osten (Oriente). Rund ein Drittel der
Bevölkerung des Oriente, ca. 160.000 Menschen, gehören ei-
nem der zehn dort vertretenen indigenen Völker an, wobei
die (Tiefland-)Quichua und die Shuar gemeinsam bereits fast
90 Prozent der indigenen Bevölkerung ausmachen. Die mei-
sten anderen Völker – wie die Cofan, Haorani, Secoya und
Zapara – kommen nicht über jeweils 1.000 Mitglieder.
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mensquellen und Infrastruktur-
maßnahmen. Zum Teil „erkau-
fen“ sich Erdölunternehmen die
Zustimmung der indigenen Völ-
ker zur Ölförderung auf ihren
Territorien durch den Bau von
Schulen oder der Anlage von
Fußballplätzen. Andere Völker,
wie die Quichua-Einwohner der
Gemeinde Sarayaku, leisten ak-
tiven Widerstand. 

Die Uneinigkeit und die organi-
satorische Schwäche der indige-
nen Organisationen ermöglicht
es den Erdölkonzernen, die
unterschiedlichen Fraktionen
der indigenen Bewegung gegen-
einander auszuspielen. Aber
auch andere Organisationen,
wie Umweltgruppen oder Ent-
wicklungsorganisationen, su-
chen sich ihre indigenen Unter-
stützergruppen. Möglich wird
dies durch die Tatsache, dass der
Staat im Amazonasgebiet weit-
gehend abwesend ist und zentra-
le Funktionen und soziale Auf-
gaben nicht wahrnimmt bzw. an
Dritte übergeben hat (belegt
wird dies unter anderem in der
2006 vom DED in Auftrag ge-
gebenen Studie ‘Gobernabilidad
Frágil‘1). Die finanziellen Hilfen
für die Indigenen haben in vie-
len Teilen des Amazonasgebiets
zu einer Zersplitterung der indi-
genen Bewegung beigetragen.
Eine einheitliche Position der in-
digenen Völker bezüglich der Er-
dölindustrie, aber auch in Hin-
sicht der Etablierung von Natur-
schutzgebieten oder des Verkaufs
von Umweltdienstleistungen,
gibt es nicht. 

Der Weg des DED

In Koordination mit der ecuado-
rianischen Partnerorganisation
Fundación Futuro Latinoameri-
cano (FFLA) unterstützt der
DED Ecuador seit Januar 2007

den Dachverband der indigenen
Völker des ecuadorianischen
Amazonasgebiets CONFENIAE
(s. Infokasten). Das Ziel der Zu-
sammenarbeit war die Förde-
rung des Austausches unter den
indigenen Völkern, damit diese
zu einer gemeinsamen eigenen
Position bezüglich der Ansied-
lung der Erdölindustrie in ihren
Territorien gelangen. Insgesamt
wurden im Jahr 2007 neun Dia-
logveranstaltungen mit einer Ge-
samtteilnehmerzahl von etwa
400 Delegierten der indigenen
Organisationen durchgeführt. In
den Veranstaltungen wurden
Karten der indigenen Territorien
erstellt, Informationen über die
Erdölindustrie ausgetauscht, For-
men der Kontrolle der Territorien
diskutiert und schließlich auch
Handlungsstrategien erarbeitet. 

Das Ergebnis überstieg die Er-
wartungen. Die Einberufung ei-
ner Verfassungsgebenden Ver-
sammlung durch die Regierung
Rafael Correa motivierte die Er-
arbeitung eines Vorschlags, der
die Erklärung Ecuadors als Viel-
völkerstaat, das Vetorecht der in-
digenen Völker bei der Ansied-
lung von Erdöl- und Bergbauin-
dustrie und die Anerkennung ei-
genständiger Verwaltungsformen
in den indigenen Territorien ein-
forderte. Im Januar 2008 verab-
schiedeten die Teilnehmenden
der Jahresversammlung der
CONFENIAE dieses Positions-
papier und bildeten eine Kom-
mission, die den Auftrag hatte,
bei der Verfassungsgebenden Ver-
sammlung Lobbyarbeit zu ma-
chen. Der damalige Präsident der
CONFENIAE, Domingo Anku-
ash, sprach von einem histori-
schen Moment: „Bislang wurden
die indigenen Völker des Amazo-
nasgebiets von den Politikern ig-
noriert. Es wurden Gesetze für
die Region verabschiedet, ohne

uns überhaupt zu fragen. Zum
ersten Mal haben wir die Mög-
lichkeit, in einen Dialog zu tre-
ten. Wir wollen diesen Dialog nut-
zen, um unseren Vorschlag in die
neue Verfassung einzubringen.“ 

Ab Januar 2008 wurden die For-
derungen mit den Basisorganisa-
tionen diskutiert und in den re-
gionalen Dialogrunden der Ver-
fassungsgebenden Versammlung
vorgestellt. Die CONFENIAE
erreichte die Unterstützung ei-
ner Reihe von Mitgliedern der
Verfassungsgebenden Versamm-
lung; und im neuen Verfassungs-
text wird Ecuador als Vielvölker-
staat anerkannt und ist die Mög-
lichkeit territorialer Regierungs-
formen vorgesehen. Zwar wurde
das Vetorecht nicht in das ecua-
dorianische Grundgesetz aufge-
nommen, aber zumindest das
Konsultationsrecht verstärkt.

In der Zusammenarbeit mit der
CONFENIAE standen von Be-
ginn an Ownership und Ach-
tung der indigenen Organisa-
tionskultur im Vordergrund.
Der Indigenenverband gab im
Dialogprozess die Richtung an,
während sich das Projektteam
auf organisatorische Fragen und
Beratungsleistungen beschränk-
te. Der zeitliche Ablauf und die
Inhalte des Dialogprozesses wur-
den eng mit der CONFENIAE
abgestimmt. Im Jahr 2008
unterstützte der ZFD einen in-
digenen Projektkoordinator, der
die Arbeitspläne und die Inhalte
der Veranstaltungen mit der
CONFENIAE abstimmte.

Stärkung der indigenen
Organisationen

„Wir sehen die Resultate in der
Verfassungsgebenden Versamm-
lung durchaus positiv“, meint
der Shuar-Indianer Ankuash
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Noch Jahre nach der Stilllegung der
Ölpumpstationen treten giftige
Förderrückstände an die Erdoberfläche.

1 Steht als PDF-Download auf der
Website des DED Ecuador 
http://ecuador.ded.de zur Verfügung.



heute, „aber wir haben keine
Zeit, um zu feiern. Bislang ste-
hen die neuen Bestimmungen
nur auf dem Papier. Wir müssen
weiter unsere Organisationen
und unsere Einheit stärken, um
unsere Rechte geltend machen
zu können.“

Eine einheitliche Positionsbe-
stimmung ist ein wichtiger
Schritt, um in Dialogprozessen
mit staatlichen Akteuren als legi-
timer Gesprächspartner aner-
kannt zu werden. Obwohl sich
die traditionellen indigenen For-
men der Verwaltung und der Be-
wirtschaftung der Naturressour-
cen über Jahrhunderte bewährt
haben, spielten sie bisher in den
politischen Entscheidungsproz-
essen keine Rolle. Ein gleichbe-
rechtigter Dialog ist angesichts
des hohen Machtungleichge-
wichts in Konflikten um natürli-
che Ressourcen bislang noch
nicht möglich. DED und FFLA
haben jedoch in bescheidenem
Masse dazu beigetragen, dass die
Vorschläge der CONFENIAE in
die Diskussion um die neue Ver-
fassung Ecuadors – die Ende
September 2008 in Kraft gesetzt
wurde – eingeflossen sind. 

Auch die mediale Arbeit, wie
etwa die von Trudie Styler, kann
wichtige Beiträge leisten, um ei-
nen schwachen Akteur in den
Erdölkonflikten zu stärken. Die
globale Aufmerksamkeit für die
Erdölproblematik im ecuadoria-
nischen Amazonasgebiet kann
erweckt und internationale
Unterstützung für die indigenen
Völker erreicht werden. Diese
Maßnahmen können jedoch nur
dann Erfolg haben, wenn sie die
Mannigfaltigkeit der indigenen
Bewegung aufgreifen und zur
Stärkung der bestehenden indi-
genen Organisationsformen bei-
tragen. 

Die Trassen der Ölpipelines schneiden
offene Wunden in den Urwald.

Die Organisationen der indigenen Gemeinschaften des ecua-
dorianischen Amazonastieflands sind in der Dachorganisation
Confederación de Nacionalidades Indígenas de la Amazonía
Ecuatoriana (CONFENIAE) zusammengeschlossen. Der Be-
griff „Nationalitäten“ wird von den Indigenas zur Bezeich-
nung ihrer Völker benutzt, um ihren Anspruch auf kulturelle
und politische Selbstbestimmung zu bekräftigen. Es geht ih-
nen nicht um eine Abgrenzung vom Staat im Sinne separatisti-
scher Bestrebungen. Sie fordern mit dieser Ausdrucksweise die
offizielle Anerkennung eines in der öffentlichen Debatte kon-
trovers diskutierten Vielvölkerstaats. Als die CONFENIAE
1980 gegründet wurde, war sie eine der ersten indigenen Or-
ganisationen in Ecuador. Heute vertritt sie 18 Organisationen,
die alle indigenen Völker des Oriente repräsentieren. Erfolge
konnte sie beispielsweise beim Aufbau eines eigenen zweispra-
chigen Erziehungssystems verbuchen. Die CONFENIAE ist
neben den regionalen Dachorganisationen der Indigenen der
Costa und der Sierra eine der drei Mitgliedsorganisationen der
CONAIE (Coordinadora de Nacionalidades Indígenas del
Ecuador), dem nationalen Dachverband der indigenen Orga-
nisationen. 

Volker Frank ist Soziologe und
Diplom-Entwicklungspolitologe
und arbeitete in den Jahren
2001 bis 2004 für den
ZFD/DED in Ecuador. Von Juni
2007 bis Dezember 2009 war er
erneut als Friedensfachkraft für
den DED Ecuador tätig.

Zehn Völker – eine Organisation 
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Die Escuela de Derechos leistet Prävention auf lange Sicht
Erdölkonflikte

von Mirjam Mahler

Staatliche Instanzen und indigene Gemeinschaften nehmen bei den Ressourcenkonflikten im Ama-
zonasgebiet Ecuadors in der Regel sehr unterschiedliche Positionen ein. Ein Fortbildungsangebot zu
alternativer Konfliktbearbeitung bringt Vertreter der beiden Seiten zusammen.

Für die ortsansässigen Kinder ist der
Amazonasurwald natürlicher Lebensraum
und gleichzeitig ein schier endloser
Abenteuerspielplatz. In der Escuela de
Derechos lernen die Teilnehmer, dass die
Bewahrung dieses Lebensraumes auch ein
einklagbares Recht darstellt.
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Dayuma, Ende November 2007:
Aus Protest über ihre schlechten
Lebensbedingungen sperren die
Bewohner Dayumas die Haupt-
zufahrtstraßen zu ihrem Dorf.
Auch der Zugang zur örtlichen
Pumpstation des staatlichen Er-
dölunternehmens Petroecuador
ist betroffen. Die ecuadorianische
Regierung unter Rafael Correa
reagiert schnell: Sie ruft den Aus-
nahmezustand aus und schickt

ein starkes Militäraufgebot in die
Region. Die Soldaten brechen in
Häuser ein und nehmen 25 Per-
sonen brutal fest. Der Vorwurf:
Terrorismus und Sabotage. 

Wie kam es zur Eskala-
tion?

Dayuma, ein kleines Dorf mit
rund 2.800 Einwohnern, liegt in
der Provinz Orellana im Norden

des ecuadorianischen Amazonas-
gebiets. Die Lebensbedingungen
dort sind wie in vielen länd-
lichen Gebieten des nördlichen
Amazonasgebietes: Kein Trink-
wasser; verseuchte Luft, Flüsse
und Böden aufgrund jahrelanger
Erdölförderung; und in Folge
davon Artensterben und immer
häufigere Krankheiten wie
Krebs, Leukämie oder schwere
Hautausschläge. 
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Reparaturarbeiten an Lecks im
ecuadorianischen Ölleitungssytem Sistema
de Oleoducto Transecuatoriano (SOTE). 
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Trotz wiederholter staatlicher
Zusagen und jahrelangen War-
tens hatten die Bewohner von
Dayuma weder Trinkwasserver-
sorgung noch ein funktionie-
rendes Elektrizitätsnetz erhal-
ten. Als dann auch noch die
Bauarbeiten an der Verbin-
dungsstraße zur Provinzhaupt-
stadt Coca – 40 Kilometer Schlag-
lochpiste – über Monate stillstan-
den, war ihre Geduld am Ende.

Die Protestaktion traf den Nerv
der Regierung: Für sie ist das
Amazonasgebiet auch aufgrund
der vorhandenen Reserven von
Öl und Mineralien wie Kupfer,
Gold oder Silber besonders
wichtig. Die Situation der Men-
schen in der Region wurde hin-
gegen jahrzehntelang vernach-
lässigt (s. a. Artikel von Volker
Frank). Proteste wie die von Da-
yuma sind daher typisch für die
Region; und häufig berichtet
die Presse über Straßenblocka-
den, Besetzungen von Förder-
anlagen, Entführungen oder an-
dere Gewaltmaßnahmen.

Gewaltfreie Konfliktlö-
sung ist lernbar

Vor diesem Hintergrund be-
gann im Februar 2007 das Pro-
jekt Escuela de Derechos, Schu-
le für Rechte. Das Projekt will
im Amazonasgebiet ein Netz-
werk sowohl staatlicher wie
auch indigener Repräsentanten
schaffen. Als Fachleute für die
Vermeidung und konstruktive
Bearbeitung von Konflikten soll
es Dialogprozesse in der Region
vorantreiben. Partnerorganisa-
tion ist die ecuadorianische
Nichtregierungsorganisation
Centro sobre Derecho y Socie-
dad (Zentrum für Recht und
Gesellschaft), CIDES, die sich
seit 1987 auf die Verbreitung al-
ternativer Formen der Konflikt-

lösung spezialisiert hat. 
Nach einer Vorlaufphase be-
gann im August 2007 die Arbeit
mit einer festen Gruppe von 30
Teilnehmenden, darunter acht
Frauen, aus den drei südlichen
Amazonasprovinzen Pastaza,
Morona Santiago und Zamora
Chinchipe. 

Die Vertreter staatlicher Institu-
tionen kamen unter anderem
aus der Provinzregierung Pasta-
za, mehreren Stadtverwaltun-
gen und der Defensoría del Pue-
blo (das ecuadorianische Om-
budsmannsystem). Die indige-
nen Vertreter wurden in Ab-
stimmung mit der CONFENI-
AE ausgesucht. Sie gehörten
zum großen Teil der Nationa-
lität Shuar an (13 Personen), ka-
men aber auch aus den Nationa-
litäten Quichua, Zápara und
Andoa. 

Behutsamer Abbau von
Feindbildern

Die Arbeit mit einer derart ge-
mischten Gruppe war heikel:
Indigene Gesprächspartner hat-
ten im Vorfeld mehrfach vom
„Feind“ gesprochen, wenn von
staatlichen Institutionen die Re-

de war. Auf staatlicher Seite
schien dagegen in Bezug auf die
indigene Bevölkerung eher das
Bild der Unruhestifter vorzu-
herrschen. Auf beiden Seiten
war in den Vorgesprächen Un-
behagen bei der Vorstellung zu
spüren gewesen, sich aktiv mit
Konflikten auseinanderzuset-
zen. So konnte in der ersten
Phase nur jeweils ein staatlicher
Vertreter aus den Provinzen
Morona Santiago und Zamora
Chinchipe zur Teilnahme am
Projekt überzeugt werden. 

Aufgrund dieser Eindrücke setz-
te CIDES in den Seminaren auf
eine intensive Kennenlernphase
sowie eine Methodik, die viele
aktivierende und zum Aus-
tausch anregende Elemente ent-
hält: Arbeit in Kleingruppen,
Rollenspiele, Präsentationen
durch Teilnehmende, Nutzung
unterschiedlicher didaktischer
Materialien (Hörspiele, Filme,
Bilder malen). Außerdem wurde
darauf geachtet, den gesamten
Prozess mit auf die Themen zu-
geschnittenen Spielen zu beglei-
ten. Ziel war die Schaffung ei-
ner vertrauensvollen Atmosphä-
re, in der sich auch schwierige
Themen diskutieren lassen.
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Was wurde erreicht?

Es ist im Laufe der Workshops
tatsächlich gelungen, aus einer
stark heterogenen Teilnehmer-
schar eine Gruppe zu formen.
Überraschenderweise kam es
schon am Ende des ersten Semi-
nars zu regelrecht euphorischen
Äußerungen der staatlichen wie
auch indigenen Teilnehmenden
über diese Möglichkeit des Aus-

tauschs und gemeinsamen Ler-
nens. „Die kulturelle Vielfalt
unseres Landes kennenzulernen
und sie mit dieser wunderbaren
Gruppe zu teilen, hat bei mir ei-
ne völlig andere Einstellung be-
wirkt und mir geholfen, Sachen
zu verstehen, die ich vorher kri-
tisiert habe“, urteilte beispiels-
weise Elizabeth Zambrano von
der Defensoría del Pueblo in
Zamora.

Eine Auswertung am Ende der
Workshops ergab, dass die Teil-
nehmenden auch zwischen den
Seminaren Kontakt untereinan-
der hielten und sich bei Proble-
men gegenseitig um Rat frag-
ten; das lässt hoffen, dass dies
auch in Zukunft der Fall sein
wird. 

Ermöglicht wurde dies zum ei-
nen durch die oben beschriebe-
ne Methodik. Zum anderen er-
wies sich eine enge Begleitung
der Gruppe durch feste An-
sprechpartner für logistische
oder inhaltliche Fragen als
wichtig. Dieses Vorgehen ver-
hindert, dass die Workshops be-
liebig werden und schafft eine

stärkere Bindung der Teilneh-
menden an den Prozess. 

Bei allen war eine deutliche Per-
sönlichkeitsentwicklung festzu-
stellen, hin zu mehr Selbstbe-
wusstsein und Sicherheit im
Auftreten, Redegewandtheit
und Bereitschaft, in Konflikten
die Initiative zu ergreifen. „Die
Workshops haben mich inso-
fern beeinflusst, als ich keine
autoritären Verhaltensweisen
mehr akzeptiere. Ich denke, dass
Differenzen zwischen Personen
mithilfe eines Dialoges beige-
legt werden müssen“, äußerte
sich Martina Tiwi, Genderbe-
auftragte einer Shuar-Gemein-
de in Sevilla, Provinz Morona
Santiago.

Das Gelernte wird umge-
setzt

Die Endauswertung ergab auch,
dass die meisten Teilnehmenden
schon während der Mediations-
ausbildung angefangen hatten,
in Konflikten in ihrem Umfeld
aktiv zu werden. Am Ende der
Ausbildung gaben 15 der 20
Absolventen an, bereits erfolg-
reich Fälle geschlichtet zu ha-
ben. Ingesamt benannten sie
um die 100 Konflikte, von Fa-
milienkonflikten über Verschul-
dungsfälle bis hin zu Gebiets-
streitigkeiten und kleineren
Umweltkonflikten.

Viele Teilnehmer zeigten großes
Interesse in ihren jeweiligen
Provinzen Mediationszentren
zu gründen. Ob diese Anstren-
gungen Erfolge zeitigen, bleibt
abzuwarten. CIDES unterstützt
die Interessierten, indem sie
diese mit anderen Mediatoren
in Kontakt bringt, damit neue
Allianzen entstehen. Ein weite-
res Ergebnis der Workshops war
ein erstaunliches Bedürfnis und
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Gruppenbild der Teilnehmer an einem
Seminar der Escuela de Derechos.
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Der Fortbildungszyklus der Escuela de Derechos besteht aus
insgesamt acht dreitägigen Seminaren. In den ersten vier Se-
minaren geht es um folgende Themen:

n Was ist ein Rechtsstaat?
n Menschenrechte und kollektive Rechte
n Umweltrecht
n Gender
n Umgang mit Umweltkonflikten
n Pressearbeit

In weiteren vier Seminaren werden die Teilnehmenden
dann zu Mediatoren und Mediatorinnen ausgebildet; dazu
gehören auch Hospitationen in Mediationszentren in 
Quito. 

Die Themen der Escuela de Derechos



Engagement der Teilnehmer,
um die in den Seminaren ver-
mittelten Kenntnisse in ihren
Gemeinden, Organisationen
oder Schulen weiterzuvermit-
teln. Praktisch alle traten als
Multiplikatoren auf und organi-
sierten Workshops oder Vorträ-
ge zu den Themen der Escuela.

Die begleitende Öffentlich-
keitsarbeit zum Projekt (Erar-
beitung dreier kurzer Hörspiele
zu kollektiven Rechten und Me-
diation sowie mehrere Radioin-
terviews zur Escuela de Dere-
chos) und Mund-zu-Mund-
Propaganda durch die Teilneh-
menden haben dazu beigetra-
gen, dass das Interesse an der
Auseinandersetzung mit Kon-
flikten enorm gestiegen ist: Für
den Start einer zweiten Gruppe
sind mehr als 60 Anmeldungen
eingegangen, und zwar sowohl
von staatlichen wie auch indige-
nen Institutionen. Zudem sind
in der zweiten Gruppe einfluss-
reichere Personen als in der er-
sten, beispielsweise zwei hoch-
rangige Ministerialbeamte, zwei
Bürgermeister und der Leiter
der Defensoría del Pueblo in
Zamora. Erwähnenswert ist
auch, dass die staatlichen Insti-
tutionen inzwischen bereit sind,
einen Teil der Kurskosten zu
übernehmen.

Wie geht es weiter?

Die Unterstützung durch den
ZFD, über den die Escuela de
Derechos finanziert wird, läuft
Ende 2009 aus. Die größte Her-
ausforderung liegt für die Part-
nerorganisation CIDES deshalb
darin, andere Geldgeber für die
Fortführung und Ausweitung
der Escuela zu gewinnen. Das
ist nötig, um das bisher Erreich-
te zu festigen und die ehemali-
gen und derzeitigen Teilneh-

menden weiter begleiten und
unterstützen zu können. Die
Absolventen des ersten Kurses
haben Gruppen auf Provinzebe-
ne gebildet, in denen sie sich re-
gelmäßig treffen und austau-
schen. Das aber braucht Geld,
zumal einige Teilnehmende aus
sehr abgelegenen Gebieten
kommen und mit dem Flugzeug
anreisen müssen. Sinnvoll wäre
auch, die erste und die zweite
Kursgruppe miteinander in
Kontakt zu bringen, um so die
angestrebte Zusammenarbeit
innerhalb und zwischen den
Provinzen zu unterstützen.
Außerdem sieht die Projektpla-
nung vor, die Escuela auf die
restlichen drei Amazonas-Pro-
vinzen auszuweiten, um eine
größere Wirkung zu erzielen. 

Der ursprünglich angestrebte
Aufbau eines formellen Netz-
werks erweist sich als schwer re-
alisierbar, weil es an einem klar
definierten Ziel fehlt. Gelungen
scheinen dagegen die Annähe-
rung der verschiedenen Sekto-
ren und Organisationen, eine
gestiegene Dialogbereitschaft
und damit die Chance, auf lan-
ge Sicht Kooperationsmöglich-
keiten zu schaffen. Mit einer
Internetplattform soll dieser
Austausch weiter unterstützt
werden. Einige der indigenen
Teilnehmer haben allerdings
keinen Internetanschluss, so
dass auch andere Formen der
Partizipation nötig sind. 

Fazit 

Die Escuela de Derechos er-
möglicht über zehn Monate
hinweg immer wieder Phasen
intensiven Lernens und Aus-
tauschs; sie stellt ein ausgezeich-
netes Dialogforum dar. Die
interkulturellen Begegnungen
und intensiven Diskussionen

bewirken eine Sensibilisierung
und größere Bereitschaft der
Teilnehmenden, sich Ausein-
andersetzungen zu stellen. 
Viele der Umweltkonflikte, un-
ter denen die Amazonas-Region
leidet, eignen sich nicht für die
Mediation, da sie von einem
enormen Machtungleichge-
wicht zwischen den Beteiligten
gekennzeichnet sind. Zum Tra-
gen kommt in diesen Fällen
eher die Phase der Grundausbil-
dung der Escuela, in denen es
um Rechte und deren Einklag-
barkeit geht – auch das kann ei-
ne Form der Gewaltprävention
sein.

Der Einsatz und die bisherigen
Erfolge der Teilnehmer lassen
hoffen, dass es ihnen gelingen
wird, Konflikte und Exzesse wie
in Dayuma zu vermeiden. Ge-
meinsame Seminare mit Ange-
hörigen aller Konfliktparteien
scheinen somit einen vielver-
sprechenden Ansatz für eine
langfristige Präventionsarbeit zu
bieten – die Escuela könnte
durchaus Pilotcharakter für an-
dere Regionen haben.

Mirjam Mahler ist Journalistin
und ausgebildete Mediatorin. Sie
arbeitete von Juli 2005 bis Juni
2008 als Friedensfachkraft des
ZFD/DED in Ecuador.
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Zusammenarbeit wird spielerisch gelernt.

Q
ue
lle
: c
id
es
.o
rg
.e
c



Als der Bürgermeister der Ge-
meinde Las Orquídeas uns zu ei-
nem Workshop einlud, hätten
wir uns im Traum nicht vorge-
stellt, dass dieser mit unserer
Geiselnahme enden sollte.
Grund für die Einladung war die
geplante Erarbeitung eines ge-
meinsamen Vorschlages zur Lö-

sung von Problemen mit Land-
besitztiteln für die über 150 im
Nangaritza-Schutzwald gelege-
nen Höfe. Gemeinsam mit zwei
Kollegen von der Umweltstif-
tung Arcoiris (zu Deutsch: Re-
genbogen) und zwei Praktikan-
tinnen kamen wir der Einladung
zu der Veranstaltung nach, die

für den 6. März 2004 angesetzt
worden war. Dieser Einladung
waren außer uns noch zirka 100
Ortsansässige gefolgt. Es wurde
jedoch schnell deutlich, dass die-
se nicht gekommen waren, um
an dem Lösungsvorschlag zu ar-
beiten. Die Leute waren wütend,
weil sie durch die Ausweisung

Die Schaffung von Naturschutzgebieten muss den Interessen der
betroffenen Bevölkerung Rechnung tragen
Naturschutzkonflikte 1

von Arturo Jiménez1

Im Verlauf des Prozesses zur Ausweisung eines Schutzwaldes im Süden Ecuadors eskalierte ein Kon-
flikt zwischen der betroffenen Bevölkerung und der lokalen Naturschutzorganisation Arcoiris. Artu-
ro Jimenez, ein Mitarbeiter der Organisation, schildert die Hintergründe des Konfliktes, reflektiert
selbstkritisch dessen Zustandekommen und zieht Schlussfolgerungen.

Der Nangaritza-Fluss stellt die wichtigste
Verkehrsader für den Kanton gleichen
Namens dar
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1 Wiebke Rössig unterstützte beim Ver-
fassen dieses Artikels.



des Naturschutzgebiets ihre
Interessen verletzt sahen. Eine
hitzige Diskussion entfachte
sich. Plötzlich wurden wir tät-
lich bedroht – und schließlich
nahm man uns als Geisel. Auf
diese Art und Weise wollten die
Bewohner der Gegend die An-
wesenheit hochrangiger Staats-
bediensteter erzwingen, damit
diese eine für sie befriedigende
Lösung für das Landproblem
herbei führen.

Gefangen in der Schule

Wir wurden in der örtlichen
Schule eingesperrt, bewacht von
einer aufgebrachten Menschen-
menge. Zwar misshandelte man
uns nicht, doch unser Unbeha-
gen wuchs in demselben Maße
wie die Nervosität unserer Bewa-
cher in Anbetracht des Nichter-
scheinens der Obrigkeit. Zusätz-
lich wurde dann auch der Präsi-
dent des Verbundes der indige-
nen Gemeinden des Volkes Shu-
ar in der Region eingesperrt.
Den Shuar wurde vorgeworfen,
dass sie sich das Land der lokalen
Kleinbauern aneignen wollen.
Bei dieser Gelegenheit hörten
wir die Leute von ihrer Armut
reden, von ihren Ängsten bezüg-
lich der Nutzungsbeschränkun-
gen des Waldes und von anderen
Themen, die ihnen Sorgen be-
reiteten.

Unsere Geiselnahme endete
nach über zwei langen Tagen
bangen Wartens, als der Provinz-
gouverneur und der Kantons-
oberste von Nangaritza, in Be-
gleitung eines stattlichen Polizei-
aufgebots eintrafen. Gemeinsam
mit den Führungspersönlichkei-
ten der Gemeinde wurde ein Ab-
kommen aufgesetzt und unter-
zeichnet, in dem sich die Obrig-
keit verpflichtete, die Auswei-
sung des Nangaritza-Schutzwal-

des zu widerrufen. Unsere NGO
verpflichtete sich, weder Studien
noch Workshops durchzufüh-
ren, bis das Problem der Besitzti-
tel für die Ländereien gelöst ist. 
Das Abkommen hatte in dieser
Situation natürlich nur behelfs-
mäßigen Charakter, der die Ge-
müter der Siedler beruhigte und
unsere Freilassung ermöglichte.
Doch darüber hinaus stieß die
drastische Protestaktion einen
profunden Reflektionsprozess
an, was bei der Ausweisung des
Schutzgebietes alles schief gelau-
fen war. Diese Lessons Learned
lassen sich für ähnliche Prozesse
nutzen. 

Hart umkämpfter kultu-
reller und biologischer
Reichtum

Der Kanton Nangaritza gehört
zur Provinz Zamora Chinchipe.
Rund ein Viertel der etwa 5.000
Einwohner des Kantons sind In-
digene, der Rest Mestizen. Nan-
garitza liegt an der Westflanke
der El Cóndor-Kordillere, die

die Grenze zwischen Peru und
Ecuador bildet. Deren Ausläufer
sind angestammtes Territorium
der Shuar, des zweitgrößten in-
digenen Volkes Ecuadors. Über
diese kulturelle Bedeutung hin-
aus, ist die Region von großem
ökologischem Interesse. Die
Wälder, die die Andenhänge be-
decken, dort, wo die Berge in
das Amanzonastiefland überge-
hen, stellen eine der biologisch
vielfältigsten Gegenden ganz
Südamerikas dar. Der Oberlauf
des Nangaritza-Flusses, gemein-
hin Alto Nangaritza genannt,
beherbergt zudem die letzten
Bestände an feuchten, niedrigen
Bergwald im Süden Ecuadors.

Derselbe Landstrich war aber
auch wiederholt Kriegsschau-
platz, aufgrund von Territorial-
streitigkeiten zwischen Ecuador
und Peru. Um seine Gebietsan-
sprüche zu legitimieren, erleich-
terte der ecuadorianische Staat
den Zuzug von Siedlern als „le-
bendige Grenze“, was wiederum
Konflikte mit den Shuar-India-
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Ein Bergbaukamp in der El Cóndor-
Kordillere. Giftiger Abfall wird direkt in den
Fluss entsorgt.
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nern auslöste. Der Friedensver-
trag mit Peru 1998 brachte Fort-
schritt für die Region: Straßen,
Gesundheitsposten und Schulen
wurden gebaut. Im Jahr 2000
führte die ecuadorianische Re-
gierung dann ein Projekt zur Le-
galisierung von Landtiteln im
Grenzgebiet durch. Doch die
unzulängliche Planung und
Umsetzung des Vorhabens leiste-
te der Spekulation mit Besitzti-
teln Vorschub und Grund und
Boden, der in Wirklichkeit tra-
ditionelles Shuar-Territorium
war, wurde als Brachland ausge-
wiesen. 

Die nachgewiesenen großen
Kupfer- und Goldvorkommen
in der El Cóndor-Kordillere ha-
ben transnationale Bergbau-
unternehmen auf den Plan geru-
fen, die inzwischen im Besitz
von Abbaulizenzen für den
größten Teil der Gebirgskette
sind. Wegen der schwerwiegen-
den Umweltauswirkungen gab
es allerdings heftigen Wider-
stand gegen den industriellen
Bergbau, insbesondere von Sei-
ten der Shuar (siehe hierzu auch
den Artikel zum Thema Berg-
baukonflikte).

Der lange Weg zur Aus-
weisung des Schutzwal-
des 

Die Holländische Botschaft hat-
te bereits 1997 ein Projekt in der
Pufferzone des Podocarpus-Na-
tionalparkes begonnen, um des-
sen Bewirtschaftung zu verbes-
sern und um eine nachhaltige lo-
kale Wirtschaftsentwicklung zu
fördern. Für das Gebiet des Alto
Nangaritza, das an den Natio-
nalpark grenzt, wurde die Aus-
weisung eines Schutzwaldes
empfohlen. So sollte der Zuwan-
derung von Siedlern und Berg-
baufirmen Einhalt geboten und
der Bestand an einzigartigen
Wäldern gesichert werden.

Die Ausweisung des Schutzwal-
des erfolgte im Februar 2002,
unter Federführung des Um-
weltministeriums, das von ei-
nem örtlichen multisektoralen
Komitee unterstützt wurde.
128.000 Hektar des Oberlaufs
des Nangaritza wurden so unter
staatlichen Naturschutz gestellt.
Mitte 2003 schlug die Stiftung
Arcoiris vor, einen Bewirtschaf-
tungsplan für den Nangaritza-
Schutzwald zu erarbeiten. 
Gemeinsam mit dem Unterstüt-
zerkomitee planten wir die ent-

sprechenden Aktivitäten, an-
fangs vor allem Informationsver-
anstaltungen zu gesetzlichen
Rahmenbedingungen und zu
Fragen der Bewirtschaftung des
Schutzwaldes. Im Anschluss
wurde eine sozio-ökologische
Kurzdiagnose durchgeführt. 

Ein latenter Konflikt tritt
zu Tage 

Hierbei wurde die Unzufrieden-
heit der Siedler sichtbar. Viele
von ihnen sahen ihre Hoffnun-
gen auf die Zuteilung von Be-
sitztiteln für das von ihnen be-
baute Land enttäuscht, das
innerhalb des Schutzwaldes lag.
Sie hatten ein entsprechende
Verfahren bei der zuständigen
Behörde, dem Instituto de Des-
arrollo Agrario (INDA) eingelei-
tet; doch nun hieß es auf ein
Mal, es müsse auch noch das
Umweltministerium zustim-
men. Ihre Verbitterung erhöhte
sich zusätzlich durch die Tatsa-
che, dass die Shuar-Indianer da-
mit begonnen hatten, vom
INDA als Brachland ausgewiese-
nes Land als ihr angestammtes
Territorium zu markieren. Die
Siedler befürchteten, dass sie in
Zukunft keinen Zugang zu neu-
em Land haben würden und
dass ihre Kinder, mangels öko-
nomischer Alternativen, ihre
Gemeinden verlassen müssten.
Diese Ängste sind im Zu-
sammenhang mit den persön-
lichen Erfahrungen der Siedler
zu sehen, die als verarmte Klein-
bauern aus ihren Heimatdörfern
in den Anden in das hochgelege-
ne südlichen Amazonasgebiet
von Ecuador ausgewandert wa-
ren.

Der von Arcoiris in Angriff ge-
nommene Bewirtschaftungsplan
führte zwar zu einer Annähe-
rung zwischen dem Umweltmi-

Ein Shuar-Frau wäscht Yukawurzeln, eines
der Grundnahrungsmittel der Bewohner
der Region.

Die Ausweisung des Schutzwaldes soll dem
Grünhäher  aus der Gattung der Blauraben
das Überleben sichern.
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nisterium und den Siedlern.
Doch diese waren weiterhin arg-
wöhnisch, denn sie sahen im
Schutzwald vor allem Beschrän-
kungen, die sie zuvor nicht ge-
kannt hatten. „Wir haben schon
immer frei gelebt, und so wollen
wir auch weiter leben”, war ein
oft wiederholter Satz. An diesem
Punkt verstärkten die Aktivitä-
ten radikaler Umweltaktivisten
die Ängste der Bevölkerung hin-
sichtlich des Zugangs zu Land
und der Ressourcennutzung
innerhalb des Schutzwaldes.

In einem letzten Anlauf zur Lö-
sung des Konflikts schlug Arco-
iris vor, neue Dialogräume zu
schaffen. Wir schätzten die Situ-
ation jedoch falsch ein. Die Er-
eignisse der drei Tage im Mai
2004 gaben ein anschauliches
Zeugnis davon. Erst ein halbes
Jahr später hatte sich die Lage so
weit entspannt, dass – mit
Unterstützung der Stiftung Fun-
dación Futuro Latinoamericano
– eine definitive Lösung für den
Konflikt gefunden werden
konnte (siehe folgender Artikel).

Analyse der verschiede-
nen Akteure und ihrer
Interessen

In Ecuador, wie in den meisten
Ländern der Region, haben die
traditionellen Machtverhältnisse
eine extreme soziale Ungleich-
heit hervorgebracht. Diese Un-
gleichheit tritt auch in Nangarit-
za zutage: Die meisten Siedler
hatten ihre Dörfer in den Anden
verlassen, weil ihnen die Dürre,
die Auslaugung der Böden und
die Armut keine andere Wahl
ließen. Mit der Hoffnung auf
Zugang zu fruchtbarem Land
kamen sie in die ihnen fremde
und feindlich erscheinende Um-
gebung des Amazonasgebietes.
Aufgrund fehlender staatlicher

Unterstützung mussten sie gro-
ße Anstrengungen unterneh-
men, um ihre Lebensbedingun-
gen halbwegs erträglich zu ma-
chen. Doch die nur für kurze
Zeit fruchtbaren Amazonasbö-
den erlaubten es ihnen nicht, aus
der Subsistenzwirtschaft heraus
zu kommen. Mit der gewaltsa-
men Protestaktion in Nangaritza
verliehen sie letztendlich ihren
jahrelangen Forderungen nach
gesellschaftlicher Integration
Ausdruck, die über den Zugang
zu Land hinausgehen.

Die Lage der Shuar-Gemeinden
ist nicht viel anders. In der Ver-
gangenheit wurden diese in im-
mer abgelegenere Gegenden des
Amazonasbeckens zurückge-
drängt. Der Alto Nangaritza
stellt für sie eine der letzten
Möglichkeiten dar, sich einen
geschützten Lebensraum zu si-
chern.

Die Nutzung der Ressource
Wald ist ein besonders delikates
Thema. Die staatliche Forstpoli-
tik sorgte in Ecuador schon im-
mer für Umwelt- und Ressour-
cenkonflikte, da Mechanismen
wie die vorherige Konsultation
oder ein Mitspracherecht der be-
troffenen Bevölkerung nicht
vorgesehen waren. Das Umwelt-
ministerium beschränkt sich ge-
meinhin darauf, bestimmte
Kontrollfunktionen auszuüben,
und es fehlt ihm an den für ein
effektives Umweltmanagement
notwendigen finanziellen und
personellen Kapazitäten.

Unvereinbare Interessen zwi-
schen einzelnen Ministerien sor-
gen für zusätzliche Divergenzen.
In Ecuador entstehen solche
Interessenkonflikte häufig zwi-
schen dem Energieministerium
und dem Umweltministerium,
wenn es um die Nutzbarma-

chung von Bodenschätzen geht.
Während ersteres die Ausbeu-
tung dessen, was unter der Erde
liegt, vorantreibt, verfolgt letzte-
res den Schutz dessen, was auf
der Oberfläche lebt. Das Ener-
gieministerium setzt seine Inter-
essen in der Regel durch, denn
die Bodenschätze sind für die
Regierung strategische Naturres-
sourcen. 

Lessons Learned

Der Konflikt im Nangaritza-
Schutzwald spiegelt die komple-
xe Realität Amazoniens wieder,
die sich durch ihre Interessen-
vielfalt auszeichnet. Indigene
Völker, unkontrollierte Besied-
lung, Handel mit Landtiteln so-
wie die Förderung von Erdöl
und Edelmetallen tragen zu ei-
ner gefährlichen Gemengelage
bei, in der die Ausweisung von
Naturschutzgebieten und die
Legalisierung traditioneller

Die Sorge um die Erhaltung der Einzigartigkeit und der be-
sonderen Schönheit der Natur nahm in Ecuador bereits
1936 mit der Schaffung des Nationalpark Galápagos ihren
Anfang. Um den Fortbestand der bedeutendsten Ökosyste-
me des Landes zu sichern, wurde später das staatliche Mana-
gementsystem für geschützte Naturflächen, SNAP, einge-
richtet. Augenblicklich existieren 35 Naturschutzgebiete, die
über 18% der Fläche Ecuadors bedecken.
Daneben gibt es das staatliche Managementsystem für
Schutzwälder und unter Naturschutz stehende Vegetation,
welches über 200 Schutzflächen anerkennt, die über 10%
des Landesterritoriums ausmachen. Im Gegensatz zum
SNAP, sieht dieses System sowohl die Bewahrung der Natur
als auch bestimmte Wirtschaftstätigkeiten innerhalb der
Schutzgebiete vor.
Der Podocarpus-Nationalpark beherbergt die größte Vielfalt
an geschützten Ökosystemen im Süden Ecuadors. Sein
Name rührt von dem gleichnamigen Baum, der typisch für
den immergrünen Bergwald der Gegend ist, und der gleich-
zeitig der einzige native Nadelbaum des Landes ist. 
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Territorien unweigerlich mit an-
deren Interessen kollidiert. Be-
vor solche Gebiete deklariert
werden, sollte zuerst das Bezie-
hungsgeflecht zwischen den
interessierten Parteien analysiert
und dann geprüft werden, wel-
che Auswirkungen das Vorhaben
auf diese hat.

Wir von der Organisation Arcoi-
ris begingen den Fehler, die radi-
kalen Umweltschutzgruppen
und deren Interessen nicht in
unsere Planung miteinzubezie-
hen. Diese waren primär nicht
daran interessiert, den Konflikt
zu lösen. Sie vermuteten viel-
mehr versteckte Interessen bei
internationalen Naturschutzor-
ganisationen mit Projekten vor
Ort. Möglichen Menschen-
rechtsverletzungen durch diese
Organisationen wollten die radi-
kalen Umweltschützer vorbeu-
gen, indem sie eine lokale
Widerstandsbewegung gegen
deren vermeintliche Begehrlich-
keiten bildeten. Als zentrale
Konfliktakteure wäre es wichtig
gewesen, sich diesen Gruppie-
rungen anzunähern und nach
gemeinsamen Interessen zu su-
chen. 

Ein weiterer wichtiger Faktor
der zum Ausbruch des Konflikts
in Nangaritza beitrug, war die
unzureichende vorherige Kon-
sultation der Bevölkerung. Wir
bezogen nur einige wenige Ge-
meinden und ihre Vertreter mit

ein, und fälschlicherweise setz-
ten wir deren Teilnahme an den
Informationsveranstaltungen
mit einer Zustimmung zum
Schutzgebiet gleich. Die Stif-
tung Arcoiris konzentrierte sich
außerdem zu sehr auf die Shuar-
Indigenas, die wir als die be-
nachteiligste Bevölkerungsgrup-
pe identifiziert hatten. Wir ver-
nachlässigten so die Interessen
der Siedler und anderer Akteure,
beispielsweise der Bergbaufir-
men und der Holzhändler. 

Was die Beziehung zur lokalen
Bevölkerung angeht, muss sich
Arcoiris eingestehen, dass ihre
Kommunikationswege und -for-
men nicht an die Situation der
Menschen angepasst war. Wir
sprachen regelrecht unterschied-
liche Sprachen. In Folge dessen
wurde die Bevölkerung nie adä-
quat informiert. Es wäre wichtig
gewesen, eine direktere Kommu-
nikation zu suchen und Fachjar-
gon zu vermeiden. Wir von Ar-
coiris hätten unseren Experten-
und städtischen Hintergrund
kritisch reflektieren und aner-
kennen müssen, dass wir mit der
Realität unserer Zielgruppe
nicht ausreichend vertraut wa-
ren. Unsere soziokulturelle
Fremdheit verursachte uns ein
Legitimitätsdefizit, das wir hät-
ten vermeiden können, indem
wir zum Beispiel ein lokales Ar-
beitsteam gebildet hätten, wel-
ches mit den Interessen und Be-
dürfnissen der Leute vertraut
war. 

Ein weiterer Fehler von Arcoiris
war es, der Naturschutzidee zu
große Bedeutung beizumessen.
Unsere mangelnde Erfahrung
und Sensibilität hinsichtlich so-
ziökologischer und politischer
Faktoren, die im Nangaritza-
Schutzgebiet ausschlaggebend
waren, hat nicht unwesentlich
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Camp eines Bergbaukonzerns im Alto
Nangaritza. Gold, Silber und Kupfer locken.

Die 150 Kilometer lange El Cóndor-Kordillere
erhebt sich bis auf 2.900 Meter und bildet
die natürliche Grenze Ecuadors zu Peru.



zur Eskalation des Konfliktes
beigetragen. Wir machten eine
grundlegende Erfahrung: Ein
konfliktsensibler Umweltschutz
muss sich zuallererst um die
Menschen kümmern. Dank die-
ser Erfahrung berücksichtigt die
Arbeit von Arcoiris heute mehr
die humanen Faktoren, und es
wird versucht, sowohl den Rech-
ten der Natur als auch den Be-
dürfnissen der Bevölkerung
Rechnung zu tragen.

Arturo Jiménez ist Geologe und
Gründungsmitglied der Umwelt-
schutz-Stiftung Arcoiris, die eine
der Mitgliedsorganisationen des
Netzwerks PLASA (siehe Über-
blick ZFD Ecuador) ist, das von
2005 bis 2008 von Fachkräften
des DED/ZFD beraten wurde. 
Website Fundación Arcoiris:
www.arcoiris.org.ec 
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Naturschutz muss auch den menschlichen
Bedürfnissen Rechnung tragen.

Der Zivile Friedensdienst im DED Ecuador hat den Konflikt
in Nangaritza eingehend analysiert und aufgearbeitet. Unter
anderem führte er 2005 eine Konfliktanalyse in fünf ausge-
wählten Naturschutzgebieten durch, in denen Fachkräfte des
DED Ecuador tätig waren, darunter der Nangaritza-Schutz-
wald. Die Lessons Learned wurden auf verschiedenen Veran-
staltungen den ZFD-Partnerorganisationen sowie interessier-
ten Mitarbeitern der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
vorgestellt. Anhand der Darstellung des Falles konnte und
kann der ZFD auf Veranstaltungen besonders gut auf die Not-
wendigkeit einer konfliktsensiblen Projektplanung im Allge-
meinen und im DED Ecuador im Besonderen hinweisen.

Die erwähnte Studie ‘Diagnóstico del Servicio Civil para la Paz
sobre el manejo de conflictos socioambientales en el DED
Ecuador’ steht auf der Website des DED Ecuador
http://ecuador.ded.de als PDF-Download zur Verfügung.

ZFD Konfliktanalyse in Naturschutzgebieten
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Das Gebiet am Oberlauf des
Nangaritza, Alto Nangaritza ge-
nannt, beherbergt eine einzigar-
tige Tier- und Pflanzenwelt. Die
Ausweisung des gleichnamigen
Schutzwaldes 2002 hätte ein
Meilenstein im Naturschutz sein
können. Doch die anfängliche
Skepsis eines Teiles der lokalen
Bevölkerung verwandelte sich

im Verlauf des Prozesses in offe-
ne Ablehnung und gipfelte 2004
in gewalttätigen Auseinanderset-
zungen (siehe vorhergehender
Artikel). Hiernach distanzierten
sich die Konfliktparteien, und
die Schutzwaldinitiative lag auf
Eis. 2005 beauftragte das ecua-
dorianische Umweltministerium
dann die Organisation FFLA

mit der Bearbeitung des Kon-
flikts, um den Prozess wieder-
aufnehmen zu können. 

Desinformation und Arg-
wohn 

Eine erste Konfliktanalyse durch
die NGO zeigte, dass die Klein-
bauern von Nangaritza von An-
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Der Weg von der Gewalt hin zur Zusammenarbeit 
Naturschutzkonflikte 2

von Patricio Cabrera und Juan Dumas

Die gewaltsame Eskalation des Konflikts im Kanton Nangaritza ist ein drastisches Beispiel für die
Konsequenzen einer unzureichenden Beteiligung der betroffenen Bevölkerung an der Ausweisung
von Schutzgebieten. Zwei Mitarbeiter der Stiftung Futuro Latinoamericano (FFLA), die im Dialog
zwischen den Konfliktparteien vermittelten, berichten, wie es geschafft wurde, das Vertrauensver-
hältnis zwischen diesen wiederherzustellen.

Um an den Ort des Geschehens zu
gelangen, waren für die Prozessbegleiter
von FFLA lange Bootsfahrten durch die
einzigartige Flusslandschaft des Nangaritza
unerlässlich.
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fang an misstrauisch waren, weil
sie nicht angemessen über das
Vorhaben informiert wurden.
Für sie hatten sich die Regeln für
die Nutzung der Naturressour-
cen auf ihren Fincas – urbar ge-
machtes Land, das sie dem Ur-
wald abgerungen haben – von
einen Tag auf den anderen geän-
dert, ohne dass ihnen jemand
genau erklärt hätte, was die neu-
en Regeln für sie bedeuten.
Nachdem ihnen der Staat über
Jahrzehnte noch nicht einmal
die elementarsten Dienstleistun-
gen zukommen ließ, wollte das
Umweltministerium nun mit
Vorschriften in ihre traditionel-
len Wirtschaftsformen eingrei-
fen.

In dem Gebiet hatten nie klare
Landbesitzverhältnisse ge-
herrscht. Die Siedler hatten des-
halb langwierige Verfahren ange-
strengt, um individuelle Landti-
tel zuerkannt zu bekommen.
Diese waren plötzlich null und
nichtig: Mit Ausweisung des
Schutzwaldes ging die Zustän-
digkeit für Landfragen auf das
Umweltministerium über, das
jedoch nur kollektive Landtitel
zuerkennen kann. Individueller
Landbesitz in Schutzgebieten ist
nicht vorgesehen. 

Es kann ohne Übertreibung ge-
sagt werden, dass die Auswei-
sung des Schutzwaldes für die
Kleinbauern, die in extremer Ar-
mut leben, eine existenzielle Be-
drohung darstellte. Sie sahen
keine andere Möglichkeit als
ihre Interessen mit Gewalt zu
verteidigen. Der “Fall Nangarit-
za” hat wichtige Diskussionen
um die Folgen der Einrichtung
von Naturschutzgebieten sowie
über die Governance-Modelle
für diese Gebiete ausgelöst. Aus
diesen Diskussionen lassen sich
eine Reihe von Schlussfolgerun-

gen über Methoden und Ansätze
in den Bereichen Dialogführung
und Konfliktmanagement ablei-
ten. Im Folgenden soll versucht
werden, die zentralen Diskus-
sionspunkte zusammenzufassen.

Schutzgebiete versus
menschliche Bedürfnisse

Die Ausweisung von Schutzge-
bieten erfolgt oft ausschließlich
auf Grundlage von naturwissen-
schaftlichen Kriterien wie Ende-
mismus und Artenvielfalt. Prak-
tisch alle Naturräume beherber-
gen aber auch Bevölkerungs-
gruppen, deren Überleben oft
direkt von der Ausbeutung der
Naturressourcen abhängt. Die
Konsequenzen restriktiver
Schutzvorschriften für sie wer-
den bei den Schutzgebietsvorha-
ben oft nicht bedacht.

Die örtlichen Gemeinden sind
sich dabei zumeist über die Vor-
teile des Naturschutzes im Kla-
ren. Wenn ihnen allerdings kei-
ne Einkommensalternativen zur
Verfügung stehen und das Über-
leben ihrer Familien auf dem
Spiel steht, sehen sie sich ge-
zwungen, die natürlichen Roh-
stoffe zu nutzen bzw. zu über-
nutzen. So stehen die staatlichen
Umweltinstanzen häufig in ei-
nem Spannungsfeld zwischen
dem Schutz der Natur und den
wirtschaftlichen Bedürfnissen
der Menschen. 

Dieser Interessenkonflikt ver-
größert sich, wenn der staatliche
Naturschutzansatz vorrangig
mittels Vorschriften und Kon-
trollaktivitäten umgesetzt wird.
Dieser Top-Down-Ansatz ver-
schärft die bestehenden Konflik-
te und führt zu Argwohn, Zu-
rückweisung und Gewalt. 
Es gibt aber auch alternative ho-
rizontale Ansätze des Schutzge-

bietsmanagements, die auf einer
engen Zusammenarbeit mit der
lokalen Bevölkerung basieren.
Voraussetzung ist, dass 
alle Bündnispartner gleich-
berechtigt sind,
die jeweiligen Unterschiede
von den Akteuren respektiert
werden, und
die Risiken, die jede Verände-
rung mit sich bringt, von al-
len getragen werden.  

Neue Governance-
Modelle

Will man die lokale Bevölkerung
in die Naturschutzprojekte mit-
einbeziehen, muss über neue Re-
gelungs- und Steuerungssysteme
für Schutzgebiete nachgedacht
werden. Gemeinden, Behörden
und Nichtregierungsorganisatio-
nen müssen konzertiert zu-
sammenarbeiten. Der Fall Nan-
garitza machte die Bedeutung
zweier Faktoren für Good Go-
vernance deutlich: der Zugang
zu Information und die Beteili-
gung der Akteure vor Ort.

Der Alto Nangaritza ist für seine
Artenvielfalt bekannt. Oben eine der
zahlreichen Orchideenarten, unten der
Adlerkolibri.

Q
ue
lle
: W

ie
bk
e R
oe
ss
ig

Q
ue
lle
: F
ra
nc
isc
o 
En
ríq
ue
z/
lif
e.
nb
ii.
go
v

Dem Institute of Governance (2002) und dem Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen UNDP (1997) zufolge,
beinhaltet ein gutes Governance-Modell die folgenden 
Elemente:

Zugang zu Information 
reale Beteiligung der Akteure an der Entscheidungsfin-
dung
alle Akteure kommen den von ihnen übernommenen Ver-
pflichtungen verbindlich nach
die Einhaltung bestehender Normen
eine von alle Akteure geteilte strategische Zielvision 
die notwendigen finanziellen Ressourcen, um die Aktivitä-
ten durchzuführen
Offenlegung der durchgeführten Aktionen

Was ist Good Governance?
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Auf den Dialogveranstaltungen hatten die
Beteiligten zum ersten Mal das Gefühl, dass
ihren Bedürfnissen Aufmerksamkeit
geschenkt wurde.
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Information ist entschei-
dend

Die von FFLA gemachte Erfah-
rung zeigte, wie wichtig es ist,
die lokalen Akteure gut zu infor-
mieren, wenn mit diesen eine
Zusammenarbeit aufgenommen
und Konflikten vorgebeugt wer-
den soll. Die Bevölkerung muss
verstehen, welche Ziele die Zu-
sammenarbeit verfolgt und wie-
so und zu welchem Zweck ge-
meinsame Aktivitäten vorge-
schlagen werden. Es müssen die
Vorteile, aber auch die Risiken
des Naturschutzvorhabens trans-
parent gemacht werden. Eine
gute Kommunikationsstrategie
heißt auch, den Fachjargon der
Techniker in eine verständliche
Sprache zu übersetzen. Nur un-
ter diesen Voraussetzungen kann
eine echte Partizipation stattfin-
den und können die Informatio-
nen in beide Richtungen fließen.

Partizipation ist nicht
gleich Partizipation 

Sämtliche professionellen Na-
turschützer führen heutzutage
das Wort Partizipation im Mun-
de. Doch dieses Konzept hat für

sie nicht unbedingt dieselbe Be-
deutung wie für die Staatsorgane
oder die ländlichen und indige-
nen Gemeinden. Die Umwelt-
behörden und die Mehrzahl der
Naturschutzorganisationen sind
generell der Auffassung, Partizi-
pation hieße, sich mit den loka-
len Akteuren zu treffen, von die-
sen die notwendigen Basisinfor-
mationen für die Erstellung von
Plänen und Projekten zu erhal-
ten und ihnen diese später als
entschiedene Sache vorstellen.

Die Gemeinden und die ört-
lichen Behörden fordern jedoch
eine aktivere Mitwirkung an der
Entscheidungsfindung, um si-
cherzustellen, dass ihre Bedürf-
nisse berücksichtigt werden. Sie
wollen nicht nur passive Infor-
manten sein, sondern aktiv an
ihrem eigenen Entwicklungs-
prozess beteiligt werden. Dieser
Bedeutungsunterschied bringt
auch unterschiedliche Erwar-
tungshaltungen mit sich, die ih-
rerseits oft Konflikte auslösen.
Im Falle des Nangaritza-Schutz-
waldes war eine zentrale Aussage
der Konfliktparteien, dass sie in
dem von FFLA begleiteten Dia-
log “zum ersten Mal angehört
wurden und Gelegenheit beka-
men, zur Lösung des Konflikts
beizutragen“.

Hin zu einem Dialog zwi-
schen Bündnispartnern

Will man die lokalen Akteure
wirklich als Bündnispartner ins
Boot holen, müssen partizipati-
ve Ansätze, wie Dialog und Ver-
handlung, Vorrang haben. Die
Umweltbehörde muss ihre Rolle
deswegen nicht aufgeben. Sie
soll ihre Macht lediglich mit den
lokalen Akteuren teilen, um ge-
meinsam mit diesen Wege zu
finden, die den verschiedenen
Bedürfnissen gerecht werden.

Im Alto Nangaritza wollte das
Umweltministerium anfangs sei-
ne Vorstellungen bedingungslos
durchsetzen. Im Verlauf des Dia-
logprozesses modifizierte es diese
Position dann; und letztendlich
erklärte es sich bereit, die Fincas
der Kleinbauern aus der ur-
sprünglich vorgesehenen
Schutzfläche herauszunehmen,
um so ein effizienteres Schutzge-
bietsmanagement zu erreichen.

Die Wirksamkeit eines Dialog-
prozesses hängt von verschiede-
nen Faktoren ab. An dieser Stelle
sollen zwei herausgehoben wer-
den, die uns am Wichtigsten er-
scheinen. Erstens ist es von
grundlegender Bedeutung, die
örtliche soziale Dynamik und
die bestehenden Konfliktlinien
zu kennen und zu respektieren.
Es geht darum, herauszufinden,
wie vor Ort Entscheidungen ge-
troffen werden, wer die sozialen
Gruppen repräsentiert, und wel-
che Interessen diese Gruppen
verfolgen. Zweitens ist es wich-
tig, dass der gemeinsamen Ent-
scheidungsfindung über ein Na-
turschutzprojekt eine stimmige
Prozessplanung zu Grunde liegt.
Hierzu bedarf es klarer Regeln
für alle Beteiligten; einer Institu-
tion, die den Prozess anführt,
und die Legitimität und das Ver-
trauen aller genießt; sowie einer
Person oder Organisation, die si-
cher stellt, dass die Bedürfnisse
aller Akteure in den Dialogpro-
zess eingebracht werden. 

Konfliktsensibilität

Sowohl Umweltbehörden als
auch Naturschutzorganisationen
denken für gewöhnlich erst
dann über Mechanismen der
Konflikttransformation nach,
wenn eine Krise offen zu Tage
getreten oder ein Konflikt eska-
liert ist. Einen Ansatz zur kon-
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fliktsensiblen Projektplanung
und -durchführung haben die
wenigsten von ihnen im Pro-
gramm. Dabei kann ein solcher
Ansatz die Erfolgsaussichten ei-
nes Projekts erheblich vergrö-
ßern. 

In einer konfliktsensiblen Insti-
tution wissen die Mitarbeiter
und Projektpartner, dass Um-
welt- und Ressourcenkonflikte
neue Handlungsoptionen eröff-
nen und sie deshalb im Projekt-
verlauf transparent gemacht
werden sollten. Es gilt, die vor-
herrschende Tendenz aufzubre-
chen, mit diesen Konflikten
hinterm Berg zu halten, weil sie
als Indikatoren für den Fehl-
schlag eines Projekts interpre-
tiert werden. Doch erst wenn
man Konflikte sichtbar macht,
können innovative Praktiken der
Konfliktbearbeitung entwickelt
werden.

Elemente eines adäqua-
ten Konfliktmanagements

Einer erfolgreichen Konfliktprä-
vention und -transformation
muss ein Vertrauensbildungs-
prozess voraus gehen. Tragfähige
Vereinbarungen zur Zusammen-
arbeit können nur dann zustan-
de kommen, wenn Verständnis
für alle Akteure und deren
unterschiedlichen Wahrneh-
mungen aufgebracht wird. 

Wenn die Spannungen zwischen
den Konfliktparteien einmal
eskaliert sind, gibt es allerdings
kein allgemeingültiges Schema,
nach dem vorgegangen werden
kann. Jeder Konflikt hat seine
Eigenheiten und muss dement-
sprechend differenziert bearbei-
tet werden. Drei Grundprinzi-
pien sind allerdings für jeden
Dialogprozess maßgeblich: 
1) gleicher Zugang zu Informa-

tionen, 2) gleiche Mitgestal-
tungsmöglichkeiten für alle, und
3) autarke Entscheidungsfin-
dung.

Bei der Dialogbegleitung in
Nangaritza bediente sich FFLA
vor allem Kommunikationsin-
strumenten: partizipative
Workshops, in denen Informa-
tionen vermittelt und nächste
Schritte geplant wurden; Ver-
breitung von wichtigen Doku-
menten; und Vorbereitungstref-
fen für spätere Verhandlungen.
Auf diese Art und Weise sollte
erreicht werden, dass die Par-
teien ein erstes Übereinkommen
abschließen, deren Umsetzung
das gegenseitige Vertrauen
festigt.

So konnte der Weg geebnet wer-
den, der zur Unterzeichnung des
Abkommens führte, in dem die
Grenzen des Nangaritza-Schutz-
waldes neu festgelegt und Ver-
antwortlichkeiten für alle Akteu-
re definiert wurden. Außerdem
wurde die Umsetzung dieses Ab-
kommens begleitet. Darüber
hinaus trug die Unterstützung
durch FFLA in Nangaritza dazu
bei, den interkulturellen Dialog
zu verbessern; Führungsrollen,
auch bei Jugendlichen zu konso-
lidieren; und die örtlichen Orga-
nisationen in Entscheidungspro-
zesse einzubeziehen. Zusätzlich
eröffneten sich neue Perspekti-
ven für Naturschutz- und Ent-
wicklungsprojekte und der Tou-
rismus konnte in die Gegend zu-
rückgeholt werden.

Vom Krisenmanagement
zur Transformation des
Krisenkontextes

In einer lebendigen Gesellschaft,
in der den sozialen Akteuren das
Recht zugestanden wird, ihren
Forderungen nach Erfüllung ih-

rer Bedürfnisse Nachdruck zu
verleihen, sind Konflikte als nor-
male Phänomene sozialen Wan-
dels zu sehen. Ein angemessener
Umgang mit Konflikten muss
von daher über die bloße Ge-
waltprävention hinausgehen.
Konzentriert man sich aus-
schließlich auf das Krisenma-
nagement, vergibt man eine ein-
zigartige Gelegenheit, den Kri-
senkontext zu verändern. 
Noch Jahre nach dem Konflikt
kann in Nangaritza eine Verbes-
serung der lokalen Regierungs-
führung und der Beziehungen
zwischen den gesellschaftlichen
Akteuren festgestellt werden.
Auf dieser Grundlage war es
FFLA möglich, die Erarbeitung
einer gemeinsamen Zukunftsvi-
sion für den Kanton anzustoßen.
Unter Mitwirkung aller Akteure
wurden die wichtigsten Arbeits-
felder und Entwicklungsziele für

Als Ergebnis des Dialogprozesses wurden
Gebiete wie die Fincas der Kleinbauern (im
Norden) und die Jagdgründe der Shuar-
Indigenas (im Süden) aus dem Schutzwald
ausgeklammert. Die neuen Grenzen des
Schutzwaldes wurden auf einem vom DED
finanzierten Plakat publik gemacht
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Die Gegend entlang des Nangaritza-Flusses
hat das Potential zu einem ökotouristischen
Reiseziel.
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den Kanton definiert. Hierzu
wurde im Vorfeld der gemeinsa-
men Reflektion Raum gegeben,
und es wurden die für die Ent-
scheidungsfindung notwendigen
Informationen bereitgestellt. 

Ein strukturierter und infor-
mierter Raum, der es erlaubt, ge-
meinsam über Herausforderun-
gen, Bedürfnisse, und richtungs-
weisende Entscheidungen nach-
zudenken, ist in einer Region, in
der die meisten Bewohner für
gewöhnlich ausschließlich die
Deckung ihrer kurzfristigen Be-
dürfnisse im Sinn haben, von
unschätzbaren Wert. Um die
Durchführung nachhaltiger
Entwicklungsinitiativen in Nan-
garitza zu ermöglichen, gründete
sich ein lokaler Entwicklungs-
ausschuss. So festigte sich das so-
ziale Netz im Kanton, Mitwir-
kungsmechanismen wurden ge-
stärkt und der Teufelskreis kurz-
fristiger und -sichtiger Ziele und
Politiken konnte durchbrochen
werden. 

Die Konfliktintervention durch
FFLA auf lokaler Ebene hatte
aber auch Veränderungen auf
nationaler Ebene zur Folge. In-
dem auf eine Ungerechtigkeitssi-
tuation hingewiesen wurde, die
in praktisch allen Schutzwäldern
des Landes vorliegt, wurde ein
wichtiger Präzedenzfall geschaf-
fen, der zur Revision der Natur-
schutzgesetzgebung führte. In
den Vorschriften zur Auswei-
sung von Schutzgebieten wur-
den Elemente größerer Mitbe-
stimmung der betroffenen und
interessierten Bevölkerung ein-
geführt. Des Weiteren kann das
Umweltministerium heute unter
bestimmten Voraussetzungen
individuelle Landtitel innerhalb
von Schutzwäldern vergeben.
Das Krisenmanagement schuf
somit die Grundlage für eine
Transformation des Krisenkon-
textes. 

Patricio Cabrera ist Ökologe und
hat einen Masterabschluss in Um-
weltmanagement. Zurzeit ist er
Projektleiter bei FFLA. 
Juan Dumas ist Anwalt und war
bis 2009 Geschäftsführer von
FFLA. Die Organisation ist seit
2006 Partnerorganisation des
ZFD Ecuador. Von 2004 bis
2006 hatte FFLA das Sekretariat
des Netzwerkes PLASA (siehe
Überblick ZFD Ecuador) inne.



Im Dezember 2007 gingen zwei
Gruppen von Wassernutzern der
Provinz Tungurahua mit Hacken
und Macheten aufeinander los.
Die einen hatten die anderen da-
bei überrascht, wie sie den Was-
serlauf eines teuren neuen Was-
serkanals in einen jahrhundertal-
ten irdenen Bewässerungsgraben
umleiten wollten. Die Ausein-
andersetzungen endeten mit
mehreren Schwerverletzten auf
beiden Seiten. 

Ein Konflikt mit langer
Vorgeschichte

Der nach seinem Verlauf ‘Mo-
cha-Quero-Pelileo’ genannte Be-
wässerungsgraben war Anfang
des 19. Jahrhunderts gebaut
worden, um den Bauern zweier
Kantone der so genannten Pro-
vinz ‘der Früchte und der Blu-
men’ die Bewässerung ihrer Fel-
der zu erleichtern: den am Ober-
lauf lebenden Bauern aus Quero

und denen aus Pelileo am Unter-
lauf. Die insgesamt knapp 2000
Wassernutzer organisierten sich
in juntas de regantes, Gemeinde-
körperschaften, die für eine ge-
rechte Verteilung des kostbaren
Guts sorgen sollten.

In diesem Sinne wurde verein-
bart, dass die juntas aus Quero
am Tag bewässern und die aus
Pelileo in der Nacht. Doch die
Beziehungen zwischen den beid
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Auf ein paar Liter mehr oder weniger kommt es an
Wasserkonflikte

von Martha Galarza und Alejandro Christ1

Die effizientere Verteilung des Wassers erscheint als eine einleuchtende Antwort auf die chronische
Knappheit dieses Naturguts in der Landwirtschaft. Wenn jedoch Infrastrukturmaßnahmen durchge-
führt werden, ohne vorher gewissenhaft die lokalen Machtverhältnisse und die traditionellen Zu-
gangsrechte zum Wasser zu untersuchen, dann können diese mehr Schaden anrichten als Gutes tun.
Dies wird an dem hier dargestelltem Fall, der sich im zentralen Andenhochland Ecuadors zutrug, nur
allzu deutlich: Ein neuer Bewässerungskanal entfachte regelrechte Kämpfe um das Wasser. 
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In Ecuador fällt durchschnittlich drei Mal
mehr Regen als im Rest der Welt. Da die
Regenfälle sich aber nicht gleichmäßig über
das Land und über das Jahr verteilen
herrscht oftmals Wasserknappheit.

1 Asael Sánchez (Leiter der Agencia de
Aguas de Ambato) unterstützte beim Ver-
fassen dieses Artikels.



Eigentlich steht Ecuador Wasser im
Überfluss zur Verfügung; doch nur 37
Prozent der Bevölkerung hat Zugang zu
Trinkwasser.
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en Gruppen waren schon immer
angespannt: Die Wassernutzer
aus Pelileo mussten ständig Sor-
ge dafür tragen, dass die Nutzer
aus Quero ihnen nicht “das Was-
ser stehlen”, indem sie ihre Was-
serentnahmestellen am Oberlauf
des Bewässerungsgrabens nicht
schlossen.

Ein neuer Kanal: eine hal-
be Lösung

In Anbetracht der Größe des zu
bewässernden Gebiets und der
geringen zugeleiteten Wasser-
menge, konnte der Graben das
Defizit an Wasser für die Bewäs-

serungsfeldwirtschaft in der Re-
gion nicht beheben. Um dieses
Problem zu lösen, begann das
staatliche Ecuadorianische Insti-
tut für Wassererschließung (IN-
ERHI) in den 80er Jahren mit
dem Bau des Bewässerungska-
nals Mocha-Quero-Ladrillos,
der den alten Wassergraben er-
setzen sollte. Doch erst im Jahr
2001 wurde das Bauwerk fertig,
nachdem rund 20 Millionen
Dollar in seine Konstruktion in-
vestiert worden waren. 

Doch anstatt die verfeindeten
Gruppen zu versöhnen, ver-
schärfte der neue künstliche
Wasserlauf die bestehenden
Konflikte. Während die Bauern
aus Pelileo ihn begrüßten,
widersetzten sich Bauern aus
Quero vehement seiner Inbe-
triebnahme. In Anbetracht der
Tatsache, dass der neue Kanal
eine effizientere Wasserführung
erlaubte, eine größere Fläche be-
wässerte und rund tausend Men-
schen mehr begünstigte als der
alte Bewässerungsgraben, stellt
sich die Frage, woher die Ableh-
nung kam.

Ursachen und Verstärker
des Konflikts

Das INERHI hatte sich bei sei-
nem wasserbaulichen Vorhaben
vor allem von technischen und
gesetzlichen Aspekten leiten las-
sen. Die sozioökonomischen
und kulturellen Auswirkungen
des Bauwerks hatten für die In-
stitution keine Rolle gespielt
und die Bevölkerung war nicht
adäquat über die Vorteile des
neuen Bewässerungskanals in-
formiert worden. Angesichts der
Konfliktivität des Zugangs zu
Wasser wären aber gerade diese
Aspekte von grundlegender Be-
deutung gewesen, um die ge-

walttätige Eskalation der Situa-
tion zu vermeiden.

So kam es, dass Wassernutzer aus
Quero Klage gegen die Inbe-
triebnahme des neuen Kanals
einlegten, durch den sie ihre tra-
ditionellen Zugangsrechte zum
Wasser beschnitten sahen. Als
die Genehmigung des Kanals
bekräftigt wurde, erhoben die
Kläger Beschwerde am Verwal-
tungsgerichtshof. Während sich
das Verfahren langsam über die
Instanzen hinzog, vereinbarten
die beiden in Streit befindlichen
Gruppen eine de-facto Lösung,
die in der abwechselnden Nut-
zung der beiden Bewässerungs-
systeme bestand. So wurde er-
reicht, dass sich keine der beiden
Seiten benachteiligt fühlte.

Doch die Lage verschärfte sich
als die staatliche Wasserbehörde
2004 die definitive Stilllegung
des alten Bewässerungsgrabens
forderte und der Verwaltungsge-
richtshof gleichzeitig den neuen
Kanal für ungesetzmäßig erklär-
te. Diese widersprüchlichen be-
hördlichen Positionen machten
es möglich, dass sich sowohl Be-
fürworter als auch Gegner des
Kanals im Recht fühlten, ihre
Interessen durchzusetzen. So
scheiterten mehrere Versuche,
die letzt instanzliche Verfügung
zu vollziehen und den neuen Be-
wässerungskanal zu schließen
am gewalttätigen Widerstand
der Wassernutzer aus Pelileo. Ei-
nige Bauern aus Quero führten
ihrerseits Sabotageakte am Kanal
durch und versuchten, diesem
regelrecht das Wasser abzugra-
ben. 

Mit Hilfe eines massiven Polizei-
aufgebots gelang es Ende 2008
schließlich, den Kanal Mocha-
Quero-Ladrillos stillzulegen.
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Dies löste einen massenhaften
Aufstand aus: Rund 1500 An-
wohner sowohl Pelileos als auch
Queros reparierten den schwer
beschädigten Kanal mittels min-
gas – eine traditionelle Form 
kollektiver Arbeit – und nahmen
ihn nach zwei Tagen eigenmäch-
tig erneut in Betrieb. Anschlie-
ßend organisierten sie Kommis-
sionen, die permanent Wache
hielten, damit die Gegner des
Kanals diesem keinen Schaden
zufügten. Gegenwärtig sind so-
wohl gegen die Partei aus Quero
als auch gegen die aus Pelileo
Klagen anhängig. Gegen die eine
wegen Beschädigung von Staats-
eigentum; gegen die andere
wegen Widerstandes gegen den
Vollzug eines Gerichtsent-
scheids. 

Perspektiven und Schluss-
folgerungen

Der geschilderte Fall aus der
Provinz Tungurahua ist kein
Einzelfall. In so gut wie allen
Provinzen Ecuadors gibt es Kon-
flikte um den Zugang zu Wasser.
Diese Konflikte werden sich
durch den Klimawandel noch
verschärfen. Bleibt zu hoffen,
dass die kürzlich gegründete
zentrale staatliche Wasserinstanz
SENAGUA geeignete Maßnah-
men umsetzt, um einen gleich-
berechtigten Zugang zum Was-
ser zu erreichen und so die Kon-
fliktivität des Themas zu ent-
schärfen. 

In Ecuador existierte lange kei-
nerlei Studie über das Potenzial
für Konflikte um Wasser (Zu-
gang und Nutzung). Dies ist
aber eine Grundvoraussetzung
für deren friedliche Transforma-
tion. Der ZFD im DED Ecua-
dor unterstützte deshalb einen
Antrag von SENAGUA, eine
Studie in diesem Sinne durchzu-

führen. Im März 2009 wurde
diese vorgestellt, mit dem Titel
“Problematik und Konflikte um
die Wasservorräte in Ecuador
vor dem Hintergrund des Kli-
mawandels”.

Die Verfasser der Studie unter-
suchten die fünf wichtigsten
Wassereinzugsgebiete des Lan-
des, in denen sie insgesamt 16
Konflikte ausmachten, die als
Beispielfälle dienten. Auf
Grundlage dieser Fälle konnten
drei grundsätzliche Schlussfolge-
rungen gezogen werden: 1) Die
Wasserknappheit ist der Auslöser
der Konflikte; 2) in der Land-
wirtschaft bestehen Konflikte
sowohl innerhalb des Wirt-
schaftszweigs als auch zwischen
diesem und anderen Sektoren,
insbesondere dem Wasserener-
gie- und dem Bergbausektor; 
3) 15 der 16 untersuchten 
Konflikte lassen sich als „aktiv
und latent“ einstufen, was ein
klares Alarmsignal für die 
Wasserwirtschaft darstellt. 

Die Studie zeigte außerdem, dass
sich die Bevölkerung auf ver-
schiedene Art und Weise organi-
siert hat, um Auswege aus den
Streitigkeiten um die Nutzung
und den Zugang zu Wasser zu
finden. Die befragten gesell-
schaftlichen Akteure stimmten
darin überein, dass der Zugang
der Konfliktparteien zu Infor-
mation (vor allem über Konzes-
sionen und Planungen der Re-
gierung) ein Schlüsselelement
im Konfliktmanagement ist. 

Martha Galarza ist Chemieinge-
nieurin und hat zahlreiche Prozes-
se der Bürgerbeteiligung und poli-
tischen Mitbestimmung im Res-
sourcenmanagement begleitet. 

Die von der Mit-Autorin gemeinsam
mit Raúl Vega erstellte Studie steht
auf der Website des DED Ecuador
http://ecuador.ded.de als PDF-Download
zur Verfügung. 
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Es war bereits das dritte Mal,
dass das Regionalforum durch-
geführt wurde, das in Latein-
amerika inzwischen zu einer fest-
en Größe auf dem Gebiet Um-
welt- und Ressourcenkonflikte
geworden ist. Die Veranstaltung
bietet einen wichtigen Raum zur
Reflektion konkreter Erfahrun-
gen und Diskussion sowie zum
Austausch von lessons learned,
Methoden und Strategien. Das
kollektive Lernen ist eine der
Kernfunktionen des Forums.

Das erste Regionalforum wurde
2005 mit dem Ziel abgehalten,
“die Herausforderungen für die
Transformation von Umwelt-
und Ressourcenkonflikten in La-
teinamerika“ zu analysieren.
Drei Tage lang führten mehr als
40 Fachleute intensive Debatten
über die Möglichkeiten, Gren-
zen und Synergien der verschie-
denen Ansätze zur Konflikt-
transformation in der Region. 

Das nächste Regionalforum
2006 stand unter dem Motto
“Die Herausforderung der Kon-
fliktprävention“. Auf der Veran-
staltung wurde deutlich, wie
groß die Bandbreite von Initiati-
ven der Krisenprävention und -
bearbeitung auf dem Subkonti-
nent ist. 
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Das Lateinamerikanische Forum zur Transformation von Umwelt-
und Ressourcenkonflikten
Fachveranstaltung

von Volker Frank und Alejandro Christ

Umwelt- und Ressourcenkonflikte stellen wichtige Entwicklungshemmnisse, aber auch oft Folgen
von Entwicklungsprozessen in Lateinamerika dar. Diese verschärfen sich zum Teil durch die Folgen
des Klimawandels noch. Welche Potenziale zur friedlichen Bearbeitung solcher Konflikte existieren
und wie diese gestärkt werden können, stand im Mittelpunkt des Lateinamerikanischen Forums zur
Transformation von Umwelt- und Ressourcenkonflikten, das am 21. und 22. Februar in Quito, Ecua-
dor, veranstaltet wurde.

Titelbild der vom DED unterstützten
Systematisierung des Forums. Sie kann
unter folgendem Link als PDF-Dokument
heruntergeladen werden:
www.ffla.net/images/stories/PDFS/PUBLICA
CIONES/III_Foro_Regional.pdf (18,28 MB)
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Das dritte Forum: eine
Agenda für die Region

Auf dem dritten Regionalforum
– das gemeinsam von InWEnt,
dem Zivilen Friedensdienst des
DED in Ecuador, der Stiftung
Futuro Latinoamericano, PLA-
SA, der Friedrich-Ebert-Stiftung
und der Universidad Andina Si-
món Bolívar organisiert wurde –
stand das Thema der Stärkung
von Kompetenzen der Konflikt-
bearbeitung im Mittelpunkt.
Die Teilnahme von über 160 Ex-
perten, Vertretern staatlicher Or-
ganisationen sowie Repräsentan-
ten indigener Völker und Ent-
wicklungsorganisationen über-
traf alle Erwartungen und 
ist ein Gradmesser für den stei-
genden Bedarf des Austausches
und Lernens auf diesem Fachge-
biet. 

Der erste Teil der Veranstaltung
war den zwei großen potentiellen
Konfliktfaktoren gewidmet, de-
nen die Region gegenüber steht:
der Klimawandel und seine Fol-
gen sowie das kontinentale Infra-
strukturprojekt IIRSA (Iniciati-
va para la Integración de la In-
fraestructura Regional Sudame-
ricana). Zudem wurden die
jüngsten politischen Verände-
rungen in Lateinamerika und ihr
Potenzial für einen neuen staat-
lichen Umgang mit Umweltkon-
flikten beleuchtet. Anschließend
behandelten Podiumsdiskussio-
nen Ansätze zur Bearbeitung von
Bergbaukonflikten, Wasserkon-
flikten sowie Konflikte in Natur-
schutzgebieten und indigenen
Territorien. Der Schwerpunkt
lag bei allen Vorträgen auf den
Erfahrungen hinsichtlich der
vorhandenen bzw. fehlenden
Kompetenzen, die eine erfolgrei-
che Konflikttransformation
möglich machten bzw. gemacht
hätten.

Dass die Stärkung von Kompe-
tenzen mehr ist als die blosse
Durchführung von Seminaren,
zeigte Marvin Fonseca (Coope-
SoliDar) am Beispiel der Kon-
flikte um die Ausbeutung der
marinen Ressourcen in Costa Ri-
ca. Langfristige, stabile und soli-
darische Beziehungen zwischen
der externen Nichtregierungsor-
ganisation und den betroffenen
Basisgruppen waren die Voraus-
setzung für den Erwerb der
Kompetenzen, die für eine er-
folgreiche Konflikttransforma-
tion erforderlich waren. In ande-
ren Vorträgen wurde auf die feh-
lende Vermittlung relevanter
Kompetenzen – wie Zugang zu
wichtigen Informationen, Stär-
kung ethnischer Identitäten, Or-
ganisationsentwicklung, Prozes-
splanung – hingewiesen.

Das III. Lateinamerikanische
Forum lieferte wichtige konzep-
tionelle und praktische Beiträge
zur Stärkung von Kompetenzen
in Prozessen der Konflikttrans-
formation. Gleichzeitig warf es
neue Fragen auf. Wie kann das
Ungleichgewicht zwischen “Leh-
renden” und “Lernenden” zu-
gunsten eines Prozesses des Mit-
einander-Lernens aufgehoben
werden? Auf welche Weise kann
das bisherige Nebeneinander
von indigenen Konfliktlösungs-
mechanismen und westlichen
Methoden für die Entwicklung
innovativer Formen der Kon-
flikttransformation genutzt wer-
den? Welche Instrumente für die
Messung der Wirkungen kön-
nen für Prozesse der Kompetenz-
stärkung angewandt werden?

Volker Frank ist Soziologe und
Diplom-Entwicklungspolitologe
und arbeitete in den Jahren 2001
bis 2004 für den ZFD/DED in
Ecuador. Von Juni 2007 bis De-
zember 2009 war er erneut als
Friedensfachkraft für den DED
Ecuador tätig.
Alejandro Christ ist Sozialpäda-
goge und Diplom-Entwicklungs-
politologe. Er war ab dem Jahr
2000 bis Februar 2009 für den
DED in Ecuador tätig. Ab 2005
arbeitete er im ZFD-Programm,
zuletzt als Berater für Wissensma-
nagement.
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Entwicklungsländer kalkulieren
die Nutzung ihrer natürlichen
Ressourcen, insbesondere der
nicht-erneuerbaren Energie-
und Mineralienvorkommen, bei

ihren nationalen Entwicklungs-
anstrengungen fest mit ein. In
einigen Ländern wie Ecuador
hat die Ausbeutung von Erdöl,
Mineralien und Edelhölzern mit

fast 50% auch eine herausragen-
de Bedeutung für das Bruttoin-
landsprodukt. Daher ist für viele
Regierungen dieser Länder nicht
mehr das „Ob“ die entscheiden-

Oft sind indigene Bevölkerungsgruppen in
Umweltkonflikte involviert, da viele der
strategischen Naturressourcen auf ihren
traditionellen Territorien liegen.
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Die Zunahme der Umweltkonflikte in Lateinamerika als Heraus-
forderung für die personelle Entwicklungszusammenarbeit
Ausblick

von Lothar Rast

Dieses Fachheft zeigt anhand des Beispiels Ecuador, welche konkreten Konfliktformationen unter
dem manchmal schillernden Begriff „Umwelt- und Ressourcenkonflikte“ auftreten. Die ausgewähl-
ten Beispiele, etwa im Bereich der Ausbeutung von Erdöl, der Nutzung von Wasserressourcen oder
dem Bergbau, weisen aber auch auf die nationale, oft länderübergreifende Dimension dieser Kon-
flikte hin: Auch wenn sie sich häufig in erster Linie lokal manifestieren oder – leider oft gewaltsam –
entladen (wie z.B. in Nangaritza, Dayuma oder im Gebiet der indigenen Gruppe der Sarayaku), so
sind es doch Konfliktlinien von nationaler Dimension, die fundamentale Bedeutung für die Entwik-
klungsländer haben.
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de Frage, sondern viel stärker das
„Wie“ der Nutzung dieser
Ressourcen. Jedes Land hat in
dieser Frage sicherlich seine eige-
ne Konfliktdynamik und seine
eigenen Konfliktakteure. Aber es
zeigt sich am Beispiel Latein-
amerikas, dass gerade Umwelt-
schutzorganisationen (auch und
gerade mit Hilfe internationaler
Nichtregierungsorganisationen)
und indigene Verbände oft nicht
nur das „Wie“, sondern auch das
„Ob“ der Ausbeutung dieser
Ressourcen infrage stellen. Er-
stere sehen dadurch die Biodi-
versität, letztere traditionelle Le-
bensformen gefährdet. In dem
Konflikt zwischen diesen Grup-
pen und den jeweiligen Regie-
rungen geht es daher oft auch
um eine radikale Kritik an den
staatlichen Entwicklungsmodel-
len und -strategien. Die Beiträge
von Volker Frank und Mirjam
Mahler geben einen Einblick,
welche Kluft zwischen den
Interessen indigener Völker und
den Regierungsstellen bezüglich
der Ausbeutung von Erdöl oder
des Bergbaus in Ecuador be-
steht. Allerdings zeigen sie auch,
welche Vielfalt an Positionen
auch innerhalb indigener Dach-
verbände herrscht. 

Aber auch das „Wie“ der Aus-
beutung der Naturressourcen ist
konfliktträchtig. Dabei lassen
sich – grob – zumindest zwei
Konfliktformationen unter-
scheiden: Konflikte um die Ge-
winnung der natürlichen
Ressourcen (und ihre sozialen,
ökologischen und ökonomi-
schen Folgen) und Konflikte um
die Verteilung des Nutzens aus
der Gewinnung der natürlichen
Ressourcen (Verteilung von Ein-
kommen, finanzielle Zuweisun-
gen, Arbeitsplätze). Gleichzeitig
sind konkrete Maßnahmen zum
Schutz der Umwelt und der Bio-

diversität sehr konfliktträchtig.
Die Beiträge von Arturo Jimenez
und Juan Dumas in diesem
Fachheft zum Konflikt um die
Einrichtung eines Schutzgebie-
tes in Zamora Chinchipe geben
einen konkreten Einblick, wie
schnell solche Konflikte eskalie-
ren und mit Geiselnahme und
Verletzten enden können, wenn
sie als existenzgefährdend wahr-
genommen werden. Der Beitrag
von Martha Galarza und Alejan-
dro Christ geht darauf ein, wel-
ches Konfliktpotenzial in der
Verteilung, Schutz und Nutzung
der Ressource Wasser herrscht –
selbst in einem Land wie Ecua-
dor, das eigentlich über ausrei-
chende Wasserressourcen ver-
fügt. 

Was kann der Staat leisten?

In dieser Konfliktträchtigkeit
spielen staatliche Politiken und
die Fähigkeit von Regierungen,
ordnungspolitisch in diese Kon-
fliktformationen zu intervenie-
ren, eine wesentliche Rolle. Un-
abhängig von den konkreten in-
haltlichen Positionen der Regie-
rungen – und Regierungen sind
fast immer Akteure in Umwelt-
und Ressourcenkonflikten bzw.
werden als solche wahrgenom-
men – bleibt die Frage, welche
Fähigkeit zur Intervention staat-
liche Stellen überhaupt in sol-
chen Konflikten haben. Eine im
Auftrag des Zivilen Friedens-
dienstes (ZFD) im DED Ecua-
dor erstellte Studie kam 2005
etwa zu dem Schluss, dass die
ecuadorianische Regierung tra-
ditionell sehr wenig Möglichkei-
ten hatte, um in den Konflikten
um die Ausbeutung des Erdöls
in der Amazonasregion zu inter-
venieren. Dadurch prallten die
Konfliktparteien ohne das ver-
mittelnde oder ordnungspoli-
tisch eingreifende Element der

Regierung vor Ort direkt aufein-
ander. Die hier vorgestellten,
konkreten Beispiele aus dem
ZFD-Programm Ecuador bele-
gen, welche konstruktive Unter-
stützung ein solches Programm
in der Transformation von Um-
welt- und Ressourcenkonflikten
leisten kann. 

Neben flankierenden finanziel-
len Leistungen kommt der per-
sonellen Unterstützung eine her-
ausragende Rolle zu. Denn der
Ausbau von Analysekapazitäten
(wie etwa im Rahmen des Regio-
nalforums), die Verbreitung von
Wissen über Kollektivrechte

Die Kostenkalkulation der kurzfristigen
Gewinne aus der Abholzung der Urwälder
lässt die langfristigen negativen Folgen
außer Acht.

Der Nebelwald Ecuadors ist für seine
Biodiversität bekannt.
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(wie etwa die „Escuela de Dere-
chos“ von CIDES) oder die ge-
meinsame Erarbeitung von Di-
alog- oder Konfliktschlich-
tungsmethoden (wie z.B. das
Dialogprogramm der FFLA)
bedarf der Einführung, der ge-
meinsamen Anwendung und
des Nachhaltens. Das kann in
erster Linie über die Bereitstel-
lung von zusätzlichem einhei-
mischem oder internationalem
Fachpersonal sichergestellt bzw.
ermöglicht werden. Hier liegt
auch die Stärke des Instrumen-
tes ZFD. Aber das vom ZFD
unterstützte Personal schafft –
oft gemeinsam mit den Part-
nerorganisationen – auch neue,
zusätzliche Räume des Dialogs
und des Zusammentreffens, die
von den Konfliktakteuren selbst
nicht mehr geschaffen werden
können. Gleichzeitig können
die Friedensfachkräfte und ihre
Organisationen Brückenfunk-
tionen zwischen Konfliktakteu-
ren übernehmen. Dies zeigt
etwa die Rolle von Arcoiris oder
FFLA im Konflikt um Nanga-
ritza. Die Anfrage der ecuadori-
anischen Regierung an den
ZFD in Ecuador, den Dialog-
prozess zum Bergbaukonflikt zu
moderieren, ist ein weiterer Be-
leg dafür, dass auch von den
ecuadorianischen Akteuren die-
ses Potenzial des Fachpersonals
des ZFD gesehen und genutzt
wird. Das Ausüben dieser Funk-
tionen basiert häufig auf einem
Vertrauensvorschuss, den die
Konfliktparteien konkreten Or-
ganisationen und Personen ge-
ben. Dieses Vertrauen müssen
sich die Fachkräfte des ZFD oft
erst mühsam aufbauen und
können sie im Laufe eines Pro-
zesses auch unter Umständen
wieder verlieren. Aber ein sol-
ches Vertrauenspotenzial ist
letztendlich personenabhängig
und bedarf daher weiterhin der

Unterstützung durch einheimi-
sches und internationales Fach-
personal.

Der Zivile Friedensdienst des
DED in Ecuador zeigt, dass mit
den Instrumenten der personel-
len Förderung eine Unterstüt-
zung der gewaltfreien Bearbei-
tung von Umwelt- und Res-
sourcenkonflikten auf unter-
schiedlichen Ebenen (lokal, re-
gional, national) möglich und
auch sinnvoll ist. Der ZFD
kann im Rahmen einer Präven-
tionsstrategie weiterhin dabei
helfen, Auslöser (trigger) von
gewaltsamen Konflikten vor
Ort zu vermeiden, aber auch an
den strukturellen Bedingungen
der Konfliktformationen auf
nationaler Ebene mitzuarbei-
ten. Wie schon oben ausge-
führt: Voraussetzung und
Grundlage einer solchen Arbeit
ist eine Vertrauensbasis, die sich
die Friedensfachkräfte erarbei-
ten und erhalten müssen. Die
Beiträge in diesem Fachheft le-
gen Zeugnis davon ab, wie
schwierig ein solches Unterfan-
gen oft ist. 

Die Bedeutung, aber auch das
Gewaltpotenzial, von Umwelt-
und Ressourcenkonflikten
nimmt zu. Zwar ist der Klima-
wandel häufig nicht der Auslö-
ser dieser Konflikte. Aber die
Tatsache, dass sich durch den
Klimawandel auch die natür-
lichen Ressourcen verändern,
verschärft die oft bereits existie-
rende Konfliktträchtigkeit. Die
Entwicklungszusammenarbeit
beginnt sich darauf erst nach
und nach einzustellen. Das In-
strument des Zivilen Friedens-
dienstes sollte daher auch in
Zukunft einen wichtigen Bei-
trag in Lateinamerika zur Trans-
formation von Umwelt- und
Ressourcenkonflikten leisten.

Lothar Rast ist Politikwissen-
schaftler und Publizist und Dr.
Phil. für Internationale Beziehun-
gen. Seit März 2005 ist er Lan-
desdirektor des DED Ecuador, von
2000 bis 2005 war er Leiter des
Referats Ziviler Friedensdienst im
DED.
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Der Deutsche Entwicklungs-
dienst (DED) ist einer der füh-
renden europäischen Personal -
entsendedienste in der Entwick-
lungszusammenarbeit. Er ist in
47 Ländern im Auftrag de Bun-
des-ministeriums für wirtschaft -
liche Zusammenarbeit und
 Entwicklung (BMZ) tätig. 
Seit seiner Gründung im Jahr
1963 haben sich weltweit rund
16.000 Entwicklungshelferin-
nen und Entwicklungshelfer
 dafür eingesetzt, die Lebens -
bedingungen von Menschen in
Afrika, Asien und Lateinamerika
zu verbessern.

Der DED tritt im Auftrag seiner
lokalen Partner für eine Minde-
rung der Armut und eine selbst-
bestimmte, nachhaltige Ent-
wicklung ein. Er arbeitet mit 
am Aufbau von Kapazitäten in
der Wirtschafts- und Beschäf -
tigungsförderung, unterstützt
die demokratische Entwicklung
durch die Stärkung von Zivil -
gesellschaft und Kommunen,
fördert die ländliche Entwick-
lung und Ressourcensicherung
und setzt sich für effiziente Ge-
sundheitssysteme sowie eine
 zivile Konfliktbearbeitung und
Friedensförderung ein. Die zu-
rückgekehrten Fachkräfte unter-
stützt der DED darin, aktiv 

zur entwicklungspolitischen
 Bildung und damit zu einer offe-
nen und toleranten Gesellschaft
in Deutschland beizutragen.

Mit dem Nachwuchsförde-
rungsprogramm (NFP) gibt der
DED Berufsanfängern die Mög-
lichkeit, berufliche, interkultu-
relle und entwicklungspolitische
Erfahrungen in einem Partner-
land zu sammeln. 

Im Freiwilligendienst „weltwärts
mit dem DED“ können junge
Erwachsene durch das Leben
und Lernen in einer anderen
Kultur interkulturelle Kompe-
tenzen erwerben.
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